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Beginn der Sitzung: 3 Utzr 15 Minuten nachnritkags.
ratcs, betreffend ein Gesetz über die Beschrän¬
kung der Kündigung von Dienstverhältnissen,
die dem Handluugsgehitfengesetz unterliege?,
(14 der Beilagen)f mit dem Ersuchen zu über¬
mitteln, dieselbe der verfassungsmäßigen Behandlung
zuführen zu wolleu. .

Vorsitzender: Präsident Dr. Dinghofer.

Schriftführer: Friedmann.

Staatskauzler Dr. Renner.

Staatssekretäre: Dr. Mataja des Innern,
Dr. Koller für Justiz, Stöckler für Land-
Wirtschaft, Inkel für Verkehrswesen, Hanusch
für soziale Fürsorge, Dr. Urban für Gewerbe,
Industrie und Handel, Mayer Josef für Heer-
niesen, Pacher für Unterricht, Dr. Steinwender
für Finanzen, Zerdik für öffentliche Arbeiten,
Dr. Loewenfeld-Ruß für Volkscrnährung, Dr.

. Kaup für Volksgesnndheit.

Wien, 14. November 1918.

Der Staatskanzler:
Dr. K. Renner."

„Auf Grund des Beschlusses des Staatsrates
vom 14. November 1918 beehrt sich die Staats-
käuzlei, in der Anlage die Vorlage des Staatsrates,
betreffend ein Gesetz über die Anfrechterhaltung
von Dienstverhältnissen, die dem Hand¬
lungsgehilfengesetz unterliegen, während des
Krieges (13 der Beilagen), mit dem Ersuchen
zu übermitteln, dieselbe der verfassungsmäßigen Be¬
handlung znführen zu «vollen. ••

Präsident Dr. Dinghoßer: Ich erkläre die
Sitzung für eröffnet.

Das Protokoll über die Sitzung vom
12. Növember ist unbeanstandet geblieben und
demnach als genehmigt zu betrachten. Sin«, 14. November 1918.

Ich erlaube mir, folgendes fcstzustellen:
Der Staatskauzler:In der gedruckten Vorlage des Gesetzes über

die Kundmachung von Gesetzen und Verord¬
nungen durch das Staatsgesetzblatt ist die
Herausgabe dem „Staatsamte des Innern"
zugewiesen, während es richtig heißen soll: „durch
die Staatskanzlei".

Dr. K. Renner."

„Auf Grund des Beschlusses des Staatsrates
vom 13. November 1918 beehrt sich die Staats-
kanzlei, in der Airlage die Vorlage des Staatsrates,
betreffend ein Gesetz über die Übersetzung und
Pensionierung von Richtern aus Anlaß
von Änderungen in der Gerichtsverfassung
(10 der Beilagen), mit dem Ersuchen zu über¬
mitteln, dieselbe der verfassungsmäßigen Behand¬
lung znführen zu «vollen.

Ich stelle dies hiermit richtig und bitte uni
Kenntnisnahme.

Es sind Zuschriften der Staatskanzlei
' eingelangt, betreffend Gesetzesvorlagen des Staats¬

rates. Ich ersuche um deren Verlesung.

Schriftführer Friedmann (liest): Wien. 14. November 1918.
„Aus Grund des Beschlusses des StnatSrates

vom 8. November 1918 beehrt sich die StaatS-
• kanzlei, in der Anlage die Vorlage des Staats¬
rates, .betreffend ein Gesetz über Dienstbezüge
und Dienstznlagen der vom Volke betrauten
Staatsorgane (12 der Beilagen), mit dem
Ersuchen zu übermitteln, dieselbe der verfassungs¬
mäßigen Behandlung zuführen zu «vollen.

Der Staatskauzler:
Dr. K. Renner."

.„Auf Grund des Beschlusses de§ Staatsrates
vom 13. November 1918 beehrt sich die StaatS-
kanzlci, in der Anlage die Vorlage des Staats¬
rates, betreffend ein Gesetz über die Ablösung
der Zinsgründe in Deutschböhmen (11 der
Beilagen), mit deur Ersuchen zu übermitteln, dieselbe
der verfassungsmäßigen Behandlung zusühren zu
«vollen.

Wien, 14. November 1918. ,

Der Staatskanzler: •
Dr. K. Renner."

Wien, 14. November 1918.
„Auf Grund des Beschlusses des Staatsrate^

vom 14. November 1918 beehrt sich die Staats¬
kanzlei. in der Anlage die Vorlage des Staats-

Der Staatskauzler:
• Dr. K. Renner."
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Präsident Dr. Dinghofer: Wenn' leine Verhandlungen maßgebenden Geschäftsordnung des
Abgeordnetenhauses heute die zweite Lesung dieser
Ges.etzcsvorlage zu beginnen. Ich schlage vor, daß
die General- und die Spezialdebatte unter
einen: dnrchgeführt wird. (Nach einer Panne:)
Es wird kein Einwand erhoben.

Einwendung erhoben, wird, werde .ich diese-Vor¬
lagen sofort zuweisen, und zwar das - Gesetz
über Dienstbezüge und Dienstzutagen dem
Finanzausschüsse, das Gesetz über die Be¬
schränkung der Kündigung von Dienstver¬
hältnissen und das Gesetz über die Aufrecht-
erhaltung von Dienstverhältnissen der Hand¬
lungsgehilfen dem volkswirtschaftlichen Aus¬
schüsse. . ...

Berichterstatter des Ausschusses ist der Herr-
Abgeordnete Kuranda. Ich ersuche ihn, das Wort
zu ergreifen. ' -

Es erfolgt keine Einwendung, die Anweisung
erscheint daher genehmigt.

Berichterstatter Kuranda: Hohes Haus! Wir
haben uns- eine provisorische Verfassung gegeben.
An uns liegt es jetzt, den Umfang des Gebiete?
zu bestimmen, für das siegelten soll. Die-Vorlagen,
welche in dieser Beziehung an uns gelangt sind
und über die ich heute zu referieren die Ehre habe,
sind zweierlei Natur: ein Gesetz und eine Staats-
erklärung. . Tie Motive sowohl im großen und
ganzen als im einzelnen sind Ihnen, meine Herren,
in der letzten Sitzung in einer ausführlichen und
lichtvollen Darstellung vom Herrn Referenten des
Staalsrates, dem Herrn Abgeordneten v. Licht,
dargestellt uwrden. Ich glaube es daher nicht
nötig zu haben, aus sie wieder zurückkommen und
die Jnkrafttretuug eines Gesetzes von der Wichtig¬
keit des vorliegenden noch länger anfhaltcn zu
sollen.

'Zu den Vorlagen, betreffend ein Gesetz über
die Übersetzung und Pensionierung von
Richtern und betreffend ein Gesetz über die
Ablösung der Zinsgründe in D entschb vhmen
hat .sich der Herr Staatssekretär für Justiz, zmn
Worte gemeldet,: ich erteile ilstn das Wort.

Staatssekretär fiir Justiz Dr. Koller: Hohe
Natioualversamiulung' Die neue Organisation, welche
uns die Neuordnung in - Österreich aiiserlegt, macht
es notwendig — und es ist in: § 7 des Grundgesetzes
über die richterliche Gewalt bereits statuiert —,
daß für die Übergangszeit das Prinzip der staats-
grundgesetzlich gewährleisteten Rechte der Richter,
nicht ohne die iw Gesetze vorgeschriebenen Förm¬
lichkeiten an einen anderen Tienstort übersetzt oder
in den Ruhestand versetzt zu werden, aus einige
Zeit suspendiert werde. Es ist dies auch notwendig
>m Interesse der Unterbringung derjenigen Richter,
welche sich zur deutschösterreichischen Staatsbürger¬
schaft bekannt und dem dentschösterä-eichischen Staate
ihre Dienste zur Verfügung gestellt haben. Die Dauern
der Suspension der Unversetzbarkeit der Richter
wird bis Ende Dezember .1920 bestimmt, ein Zeit¬
raum, innerhalb dessen die ganze Organisation
dnrchgeführt sein kann. Nachdem diese Maßnahme
nur durch das Gesetz vollzogen werden kann, bitte
ich, diesem, Gesetze Ihre Genehmigung zu erteilen.

Der Ausschuß hat sich bewogen gefunden,
sowohl -an dem Gesetze als an der Stantserklärung
einige Änderungen teilweise meritäl einschneidender
Natur vvrznnehmen, welche ich mir erlauben werde,
Ischen darznlegen, Noch einschneidendere. Ände¬
rungen, aber weniger mentaler als formaler Natur,
sind an den Anhängen, tvelche einen integrierenden
Bestandteil des Gesetzes bilden, vorgenommen
worden. Über diese werde ich mir dann separat zu
berichten erlauben. . .

Beide Vorlagen sind ursprünglich in einer
Vorlage verbunden gewesen und erst später je nach
dem- Charakter der einzelnen Teile einerseits in die
Form des Gesetzes, andrerseits in die Form einer
Stantserklärung gebracht worden. Was das Gesetz
über den Umsang, die Grenzen- und Beziehungen
des Staatsgebietes von Deutschösterreich betrifft, so
erstreckt es sich aus alle jene Gebiete, welche der
unbedingten Staatshoheit unterstellt werden sollen.
Die ursprüngliche Vorlage hatte nebst jenen Ge -
bieten, welche in der Gesetzesvorlage als Bestand¬
teile des deutschösterreichischcn Staates erklärt werden
sollen, auch die Einschlußgebiete von Brünn, Olmütz,
Iglau und Gottschee mitinbegriffen. Dies ist mm
in der jetzigen Gesetzesvorlage fallen gelaffen worden.
Der Ausschuß hat es aber nicht nur für nötig ge--
stmden, diese vier Einschlußgebiete wieder aufzu¬
nehmen, sondern: er hat sie auch noch um das'
Gebiet der autonomen Stadt Cilli vermehrt. .

Präsident Dr. Dinghofer: Wenn keine Ein¬
wendung erhobey wird, werde ich die beiden Vor¬
lagen dem Justizausschusse znweisen. (Zn-
xfimmvng.)

Wir gelangen nun zur Tagesordnung.

Der 1. Punkt ist der Bericht des Vcr-
fassungsausschusses über das Gesetz und die
Staatserklärung über Umfang, Grenzen'-und
Bezichtigen des Staatsgebietes! (
Reiiagen.J

Dem Verfassungsausschuß wurde in der Sitzung
der hohen Versammlung vom 12. d. M. zur Be¬
richterstattung eine Frist bis heute nachmittag ge¬
setzt. Es hat somit gemäß 8 40 der für unsere

www.parlament.gv.at



4. Sitzung der Provisorischen Nationalversammlung für Deutschösterreich am 14. November 1918. 93

gebiet der Deutschen innerhalb der bisher
im Reichsrate vertretenen Königreiche und
Länder aus.

Was die Eiuschlutzgebiete betrifft, so brauche
ich Ihnen, meine Herren, die Sie ja die Geschichte
des deutschen Volkes und alle jene Momente, welche

, für den heutigen Stand der deutschen Volkskraft
»maßgebend sind, so genau feinten und so genau
nachzufühlen imstande sind, nicht erst zu sagen, daß
auf Städte wie Brünn, Olmütz und Iglau, welche
seit vielen Jahrhunderten einen hervorragenden Platz
in der Geschichte des deutschen Städtewesens eiu-
nehmen, deren Statuten gründend und maßgebend
waren für die ganze Städtebildung in Deutschland,
aus dieseni Grunde und darum, weil sie heute
davon zeugen, was deutscher Gewerbefleiß, deutsches
Unternehmertum und deutsche Kraft zu leisten im¬
stande sind, unter keiner Bedingung verzichtet werden
kann, außer gegenüber der Gewalt, der mau tveichen

. muß. (Bravo!) Deshalb konnten wir nicht darüber
hinweggehen, daß diese Städte in der Gesetzes¬
vorlage fehlten und haben sie wieder ausgenommen.
Ebenso ist das Land Gottschee, wenn auch ferner
gelegen von den Zentren der heute ueugeschaffenen
'Republik, durch Jahrhunderte urdeutsch und in so
überwiegendem Maße von Deutschen besiedelt, daß
auch dieses Gebiet nicht ausgeschlossen bleiben darf.

Zu Deutschösterreich gehören:
' Die Provinzen Österreich unter der Enns

! einschließlich des Kreises Deutsch-Südmähren -
und des deutschen Gebietes um Neubistritz,
Österreich ob der Enns einschließlich des .
Kreises Deutsch - Südböhmen, Salzburg.
Steiermark und Kärnten mit Ausschluß der
geschlossenen jugoslawischen Siedlungsgebiete, *
dieHVrovinz Tirol und Vorarlberg mit Aus¬
schluß des geschloffenen italienischen Sied¬
lungsgebietes, die neuaufgerichteten Provinzen
Deutschböhmen und- Sudetenland, sowie die
deutschen Einschlußgebiete von Brünn, Olmütz,
Iglau und Gottschee, und die autonome
Stadt Cilli."
So lautet nun der Z 1. Emc andere Änderung

des Gesetzes ist lediglich formal, indem- cs im § 3
heißt, daß die Anlage zu dem Gesetze einen inte¬
grierenden Bestandteil desselben bildet, während sich
diese Anlage eigentlick) als Anhang bezeichnet, in¬
folgedessen das Wort „Anlage" durch das Wort
„Anhang" zu ersetze» märe.

Cilli ist eine Grenzstadt im Süden gegen das
Jugoslawische Reich. Aber schon bei dcnt Umstande,
daß es eine autottouic Stadt mit fast rein deutscher
Bevölkerung ist, hätte es wie ein Fallenlassen von
Volksgenossen ausgesehen, wenn wir sie nicht auch
in die Reihe der im § 1 unmittelbar der Staats¬
hoheit Deutschösterreichs unterstellten Gebiete aus¬
genommen hätten. Ich empfehle Ihnen also die

' Aufnahme auch dieser Stadt.

Ein integrierender Bestandteil des Gesetzes ist,
wie eben gesagt, der Anhang, welcher gaüz genau
nach Gerichtsbezirken und auch nach einzelnen Orten
die Zusammensetzung des im § 1 skizzierten deutsch-
österreichischen Hoheitsgebietes behandelt. Nach Ein¬
vernehmen der Vertreter der betreffenden Gebiete
und der Sachverständigen, welche der Staatsrats-
kommission zugezogen wurden, sind in diesem An¬
hang einzelne Änderungen vorgeuvmmen- ivorden,
indem einzelne Ortschaften in denselben neu auf-
genommen, andere Ortschaften, welche sich direkt als
andersnativnal herausgeftellt haben, eliminiert wurden.
Ich bitte uyi die Erlaubnis, von der Verlesung
dieser Änderungen, die Sie nur unendlich ermüden,
aber Ihnen gar nichts besagen >vürde, absehen zu
dürfen und bitte Sie, dieselbe» pauschalster zu ge¬
nehmigen im 'Vertrauen aus die Sachverständigen,
die bem Ausschüsse z» Gebote • gestanden sind, und
aus. die Ausschußmitglieder selbst. Ich beantrage
daher die Annahme dieses Gesetzes in der Form, in
der ich es Ihnen vorgelefeu habe, samt Anhang,
wie derselbe jetzt , korrigiert vorliegt.

Sonst haben u>iv im S 1 nur eine, freilich
prinzipielle Änderung vvrgcuomnieii. Ich gestehe ganz
offen, ich gehöre nicht zur orthodox-republikanischen
Richtung, aber nachdem wir im vollen Bewußtsein
der Zeitströmung und der Notwendigkeit die Repu-
blit. und damit die Abschaffung der Kaiserwürde
proklamiert hatten, konnten wir unmöglich iu diesem
Paragraphen jene Bezeichmmgeu stehen lassen, die
sich auf das landesfürstliche Verhältnis der ehe¬
maligen Kronländer bezogen haben. Wir schlagen
Ihnen daher die Stilisierung vor, das; an die Stelle
der „Erzherzogtümer" Österreich, der „Herzogtümer"
Steiermark und Kärnten, der „gefürstete» Graf¬
schaft" Tirol der Ausdruck „Provinz" gesetzt werde,
genau so wie für die als Staatsgebiet neugeschas-
sencu Gebiete Sudetenlaud und Deutschböhmen schon
von vornherein der Ausdruck „Provinz" gewählt
wurde.

Präsident Dr. Dinghofer: Ich eröffne
die Debatte. Zum Worte hat sich der Herr
Dr. Heilinger gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.Gestalten Sie mir nun, daß ich den $ I mit

allen diesen Änderungen verlese (liest):
Abgeordneter Dr. Heilinger: Ich habe in

der »iederösterreichischen Landesversammlung vor
einiger Zeit, und zwar als Erster in einer vssent-
ticheu Korporation in Österreich den Antrag gestellt,

«§ J-
Der Staat Deutschösterreich ulu die Ge¬

bietshoheit über dos geschlossene Siedlungs¬
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daß die deutschen Konütate beziehungsweise Gespan-
schaften Wieselburg, Ödenburg, Eisenburg und die.
durch ein späteres Gesetz uen^zu bezeichnenden Teile
der Gespanschaft Preßburg unserem Deutschösterreich

, zuzuschlagen/sind. Die Landesversammlung hat auch
beschlossen, diesen Antrag zu würdigen und er wurde
dem bezüglichen Ausschüsse der niederösicrreichischcn
Landesversammlung zugewiesen. Es ist die Sicher¬
heit vorhanden, daß picser Antrag angenommen

$ werden wird..

neter ‘Gruber: Zum, Beispiel Notare!) Sic hören,
meine Htzrren, daß das richtig ist, und ioenn dort
die ungarischen Amtspersonen abgesetzt werden, können
doch unsere Leute mit Leichtigkeit einmarschiercn.
Es ist auch kein Grund vorhanden, das nicht zu
tun. Sind denn die Ungarn zu uns so liebenswürdig ?
Sie geben uns keine Lebensmittel, sie haben eigent¬
lich den Krieg verschuldet, haben uns die ganze
Zeit über ausgebeutet und ausgehungert* (Abge¬
ordneter Dr. Schürff: Deshalb ist die Front

* Nunmehr wurde diese Sache durch eine Vor¬
lage des Staatsrates hier in Erwägung gezogen
und liegt uns zur Beschlußfassung vor. Ich habe
in der letzten Sitzung diese beiden Vorlagen noch
nicht gelesen gehabt, weil sie uns nicht rechtzeitig
vorgelegt wurden. Nunmehr habe ich sie genau ge¬
lesen und.bin zu allerhand Könseguenzen gekvinmeu.
Der Antrag an sich ist ungeinein wichtig, ins-

. besondere für die Stadt Wien, weil sie'dadurch ein
entsprechendes Hinterland bet'oimut und wieder das
wird, was sie seinerzeit war, .• der Ort, wohin die
genannten Ortschaften und Kvmitate ihre Lebens¬
mittel gesendet haben/Heute werden sie uns entzogen;
gehen wir also nach Ungarn und holen wir sie uns
selbst, dann haben wir Lebensmittel genug. Es sind

. einige Herren hier, denen Briefe solchen Inhalts
zugckommen sind. Gerade vor der Sitzung haben
einige Abgeordnete der christlichsozialen Partei er¬
klärt. daß sie ans Ungarn .Schreiben bekommen
Habens i» denen dieselbe Forderung ausgestellt wird.
Ich sehe also, daß' die Bevölkerung es allgemein
wünscht und es ist kein Zweifel, daß dieses Lor-

- gehen empfehlenswert ist, nicht bloß deshalb, weil
es sich hier um eine nationale Forderung handelt,
sondern auch deshalb, weil die Stadt Wien und
Deutschösterreich derzeit furchtbaren Mangel an Lebens¬
mitteln leiden und die Übernahme dieses Gebietes von
nuferer Seite unbedingt notwendig ist. Warum zaudern
wir? Eben habe ich eine Zeitung „Wiener Mittag"
bekommen, in welcher es heißt, „Warum nimmt, man
sieh nicht in der Nationalversammlung an' den offen¬
sichtlich besser organisierten Tschechoslowakei! einBeispiel
und greift ein, bevor cs zu spat ist?" Unterschrieben ist
dieser Artikel von Hosrat Ingenieur Franz Krauß. Er
bemerkt auch ganz, richtig: „Die Großstadt 'Wien
braucht nach Osten zu ein deutsches Hinterland,
womit nicht nur ein ' völkische», sondern auch ein
volkswirtschaftliches Problem seinen gerechten Ab-

^ schlnß fände."

zusammengebrochen!) Das ist ganz richtig. Durch
dieses Vorgehen der Ungarn ist unser Land wirt¬
schaftlich zusanunengebrvcheii, was natürlich auch für
die Kriegslage entscheidend war.

Meine Herren! Ich vermisse in diesem Gesetz
verschiedenes. Ich habe in meinem Leben noch keine
so interessante Vorlage gesehen und ich glaube auch

Tein anderer Jurist. Zuerst kommt ein Gesetz, dann
ein Anhang; das lasse ich mir noch gefallen, diese
beiden Dinge habe ich schon gesehen. Daun kommt
aber eine Staatserklärnng hinzu, von der man gar
nicht weiß, was sie ist. Meines Erachtens ist eine
Staatserklärung nichts anderes als ein politischer
Wunschzettel, ein Gesetz ist sie nicht. Man wünscht
etwas, mau fordert es, aber es ist noch nicht Gesetz.
Wenn ich aber tvill, daß etwas Geltung habe,
wähle ich den gesetzlichen Weg, wie es die Tschecho-
slowaken und die Jugoslawen machen. Warum sollen
wir einen minderen, ich mochte sagen schwächeren
Weg betreten? Dazu ist kein Grund vvrhanden. Ich
möchte daher beantragen, als Schlußsatz dem 8 l
anzufügen:

„Zn Deutschösterreich gehören weiter» auch
die deutschen Gespanschasten Ungarns Wiesel-
burg, Ödenburg, Eisenburg und die durch
ein späteres Gesetz naher zu bezeichnenden
Teile des Komitates Preßburg."

Ich glaube, daß dieser Antrag Ihre Zustimmung
finden wird. In dem Gesetz sieht D&n Ungarn gar
nichts drin, es ist so schön geschrieben, so voll Angst
und voll Rücksicht, als wenn die ungarischen deutschen
Komitate gar nicht auf der Welt wären. Ich versichere
Sie, diese Angst ist nicht notwendig. Bor der.Sitzung
habe ich erst einen Brief bekommen, in dem es
heißt: „Wenn ich sehe, wie überall die Augst vor
den Magyaren besteht, die Herren könnten uns nichts
geben, so zweifle ich sehr. Wozu denn diese Angst?
Man hätte sofort mit der Entente via. Schweiz zu
verhandeln, denn drüben die Kauflcute und Reeder
hatten seit Wochen sich -vorbereitet, und das Ge¬
treide liegt nicht -erst in Argentinien, wie unsere
verkrachten Fachleute" — Sie entschuldigen, er
schreibt das hier so — „uns einwendcn wollen.
Drüben ist man fixer. Und sehen die Ungarn, daß
es ohne sie geht, dann werden sie klein, aber nicht,
wenn wir betteln."

Sie sehen, meine Herren, daß diese Frage
nicht bloß in -den deutschen Teilen Ungarns vielfach
besprochen wird, sondern auch hier, in Deutschöster¬
reich, in Wien. Ich habe vielleicht tausend Briefe
in. dieser Angelegenheit bekommen; Sie ersehen
daraus ihre Wichtigkeit. Ich habe heute auch gehört,
daß die erwähnten ungarischen Konütate verschiedene
ungarische Amtspersonen abgesetzt haben. (Abgeord¬
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Gebiete, die in Österreich sind, sind deutsche Gebiete,
sondern auch die ungarischen Gebiete, die von
Deutschen besiedelt sind. sind österreichische Gebiete,
insofern sie direkt an Österreich angrenzcn. •

Der Mann hat recht, er spricht wahr.
Meine Herren! Es muß in der Sache energisch

Stellung genommen werden, so wie cs sich in der
Politik geziemt. Man muß .wissen, daß man die
Sache zu einen: Erfolge bringt. Und das ist nur
so möglich, indem man nicht bloß Monologe ver¬
faßt und darinnen schreibt: „Ist zuzuwcisen" —
wann, , das steht nicht da, cs kann auch am jüngsten
Tage sein —, sondern: „Ist zugewiesen" muß es
im Gesetze heißen. Mit einem BerspnHeu haben wir
gar nichts. Besonders mit Ungarn haben wir im
Ausgleiche Versprechungen genug gehabt. Werl aber
waren diese Versprechungen nichts, wenn sic auch
noch so feierlich signiert waren.

Ich bitte Sie, meinen Antrag, den ich gewiß
entsprechend begründet habe und der auch überall
Anktaug gefunden hat, anzunehmen. (Beifall.) Sie
haben damit nicht bloß eine nationale Sache
gewürdigt, sondern vor allem haben Sie die Not
an Lebensmitteln abgeschafft. Ich habe dann auch
einen Brief ans diesem Gebiete bekommen, in
welchem ansgeführt wird, daß die Wiener keine
Lebensinittelnot mehr hätten, wenn diese Gebiete,die mit Lebensmitteln vollgepropft find, von Öster¬
reich in Besitz genommen werden. Grenzwache gibt
es ja keine mehr. Nicht los von Ungarn, sondern
los aus Ungarn! Damit schließe ich. (Beifall)

Diese erste Vorlage bezieht sich bloß ans das
Staatsgebiet in Österreich.

Meine Herren! Dort sind gewisse Gebiete, von
denen inan annimmt, daß sie bestimmt bleiben
werden. Andere aber sind in zweite Linie gestellte
Gebiete, und zwar enthalten diese . die Punkte 2
und 3 der Staatserklärung. Das nennt man zeit¬
weiligen Nechtsbereich. Das Wort ist streu, sagt aber
nichts Besonderes, sondern einfach, daß das fiktiv
einstweiliges Staatsgebiet sein soll. Im Punkte 4
wird von einem Gebiete gesprochen, das überhaupt
kein deutschösterreichisches Staatsgebiet ist. Da ist
von vstmährischen und vstschlesischen Gebieten die
Rede, die überhaupt nicht einznverleiben sind, sondern
die drei Nationen angehören. Da sind von uns
überhaupt keine diesbezüglichen Angliederungs¬
ansprüche gestellt. Dann spricht diese- Staatserklärung
noch von einem nationalen Interessenbereich. Das
ist so viel, wie wenn wir von einem Jnteressen-
bereich in deutschen Gebieten in Rußland sprechen
würden. Das hat keine Bedeutung, sondern ist nur
eine schöne schriftstellerische Ergänzung des Berichtes.

Präsident Dr. Dinghofer: Zum Worte hat
sich der Herr Staatskanzler gemeldet, ich erteile
ihm das Wort, ich erteile ihm das Wort.

Staatskauzler Dr. Renner: Hohes Hans!
Der Bericht des Verfassnngsausschnsses weicht in
wesentlichen Punkten von der Vorlage des Staats¬
rates ab. Obwohl ich von vornherein zngeben
muß, daß es für alle Deutschen ein schmerz¬
liches Gefühl ist, zu denken, daß die Städte Brünn,
Jglan und Olmütz nicht in das geschlossene deutsche
Siedlungsgebiet und unter die volle Gebietshoheit
Deutschösterreichs gehören sollen, obwohl ich mir
insbesondere über die schmerzliche Empfindung klar
bin, die, dies bei den Vertretern dieser Gebiete selbst
wecken muß, sehe ich mich doch genötigt, dringend
an das ganze Haus zu appellieren, zur ursprüng¬
lichen Vorlage des Staatsrates zurückzukehren. Wir
können in der Lage, in der wir uuL befinden, i»
der auswärtigen Lage, in der militärischen Lage,in der rechtlichen Lage, keinen anderen Gesichts¬
punkt verfolgen als den einer geschlossenen, einheit¬
lichen, nach keiner Richtung hin mißzuversiehendcn
und zu mißdeutenden Auffassung.

Ich bin der Meinung, daß es sich empfiehlt,
in das Gesetz diesen meinen Antrag aufzunehmen.
Wir hoffen doch und wir wollen auch, daß dies
ausgenommen wird. Wir werden der Entente gegen¬
über doch nicht so zaghaft sein und ihr nicht den
Anlaß geben, zu sagen, daß wir selbst nicht wissen,
ob das zu uns gehört. Es gehört zu unö, und es
'ist das ein Gebiet, das durch tausend Jahre mit
uns in der Oftmark vereinigt war. Warum sollen
wir also diese Gebiete anslassen? Wir erregen nur
Zweifel im Auslande, wenn wir das nicht mit
voller Überzeugung fixieren, und zwar nicht in der
Staatserklärung, auch nicht im Anhänge dürfen wir
das fixieren, wie einige Herren gemeint haben,
sondern lediglich nur im Gesetze selbst. Wir wissen
ja nicht, was diese Erklärung .eigentlich bedeuten
soll, sie ist nichts als eine fromme Meinung, ein
piuw äesjäenuur, wie man es nennen könnte.
Wenn Sie also in der Sache etwas machen wollen,
so sprechen Sie sich klar darüber aus, was Sie
wollen, und sagen Sie nicht' bloß, die deutschen

Nun stehen wir selbst auf dein Standpunkt,
daß das geschlossene Siedlungsgebiet einer Nation
zu einen: souveränen nationalen Staate mit allen
seinen Eigenschaften erhoben werden soll, das heißtalso, Siedlungsgebiete, geschlossene Siedlungsgebiete,
zusammengefaßt und erhoben zu einem souveränen
Staate mit allen Machtvollkommenheiten eines
solchen souveränen Staates.Es ist eine andere Lösung denkbar, und die
meisten von Ihnen Nüssen es, daß ich persönlich
eine andere Lösung vvrgezogcn hätte. Auch die
meisten der Deutschen hätten eine andere Lösung
vorgezogen, die Lösung einer internationale» Gemein¬
schaft, wo bei der bmiten Mischung im Gebiete,
bei der bunten Mischung zwischen Deutschen,
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Slawen und Italienern nicht strenge Staatsgrenzen
zwischen den Siedlungsgebieten gezogen sind, sondern
die Nationen sich mit einem bestimmten Maß voi?
nationaler Autonomie begnügen, »vährend die großen
Tatsachen des mod'Nmen- Wirtschaftslebens über
die nationalen Grenzen hinweg eine höhere organische
Gemeinschaft Herstellen.. Wäre das der Fall, dann
hätten wir es leichter, dann wiirden wir selbst als
Deutsche iiicht so viele Opfer $i- bringen haben, auch
mildere Nationen müßten an vielen Punkten nicht so
hohe Opfer bringen. Es märe eine Lösung, die milder
gewesen wäre als die. die hier vorgcschlageu wird.

des alten Österreichs mache»», »vozu ich ja immer
auch geraten habe, leider lange vergebens, daß wir
also nicht bloß eine Verwaltungsemteilung machen,
sondern daß wir 'eilten Staat ausrichten mit allen
Hoheitsrechten des Staates, mit eigener Justizhoheit,
mit eigener Militärhoheit und vor allem mit der
Hoheit über das Gebiet und die wirtschaftlichen Kräfte.
Nun frage ich Sie, »vie ist ein souveräner Staat
möglich, wie »vill man die cigenen'Postknrse fuhren,
wie »vill man eine Verwaltung führen über Enklaven
hinweg? Das ist eine Sache, die undenkbar ist. In¬
folgedessen können »vir diese Gebiete nicht zur vollen
Siedlnngs'hoheit rechnen, »vir können es nicht, »vir
sind es nicht imstande. Und ich nieine, meine Herren,
wir sollen es auch nicht tun. sonder»» sollen uns tat¬
sächlich beschränke»» auf das geschloffene Siedlungs¬
gebiet und dieses geschlossene Siedlungsgebiet »nit
aller Energie und Tatkraft festhalten.

Nun stehen »vir aber vor der Tatsache, der »miuer
noch nicht genug Rechnung getragen wird, daß. alle
Nationen um uns herum eine internatioiiale Gemein-
schaft vm Staate ablehnen. Wir stehen vor der Tat¬
sache, die wir nicht andern können, daß die
Tschechen. Polen, Südslawen auf dein sonverälien
Nationalstaate bestehen und erst dann, wenn sie schon
einmal deii souveränen nationalen Staat haben,
bereit sind, miteinander und mit anderen zu ver¬
handeln, nur darüber eine höhere überstaatliche Ge¬
meinschaft herzustelleu, — wenn sie überhaupt auf
diesem Standpunkte stehen, was ja immer zweifel¬
hafter geworden ist.

Nun »»teilten die Herre»t, die im Ausschüsse
eilte Änderung dieser Bestimmungen beantragt und
durchgesetzt haben, daß dadurch diese Gebiete für'
das Deutschtum ganz verlöre»» sind und von uns
preisgegeben werden. Das ist nicht der Fall.
Ich bitte, auf die folgenden Paragraphen der Staats-
erkläruug über das Gebiet Hinweisen zu dürfen, wv
klargemacht ist, »vie »vir uns z»» diesem Gebiete ver¬
halten. Es köitnen näurlich die-nationalen Verhalt-
nissc, die nativnalei» Mischungen in den verschiedenen
Staaten und Ländern einen gai»z verschiedenen Grad
erreichen. Es' kann eine so eingesprengte und schwache'
Minderheit vorliegc»», daß es genügt, wenn ich diese
Minderheit dadurch, schütze,' daß ich sage, bei Gericht
und bei der Behörde muß diese Minderheit einen
Dolmetsch fordern, bamit sie sich in ihrer Sprache
verständigen kann. Das ist das Mindeste an Rechten.
Es kann die Minderheit stärker sein und ich kam»
also gezivungcu sein, für diese Minderheit eine
rveitere Vorsorge zu treffe»». Das »vird zu»»» Beispiel
der Fall sein, wem» ich sage, in ihren Ge»i»ei»»de»i
haben die Minderheiten das Recht, sich selbst zu
regieren, sich' selbst zn verwalten. Aber im übrigen,
»ueun sie mit den» großen Ganze»» des Staates in
Verbindlmg treten, haben sie sich dein staatlichen
Rechte und der staatlichen Ordnung zu fügen. Wir
werden solche Fälle haben und wir werden selbst in
solchen Fällen Mmderheilsschutz üben müssen, aber
zugleich mit bem Vorbehalt, daß die Minderheiten
sich der Gesamtheit des Staates untervrdnen.

Wir haben also infolgedessen de» Gedanken
des geschlossenen und souveränen Nationalstaates
akzeptieren müssen und wir machen von diesem
Rechte des geschlossenen . souveränen Nationalstaates
Gebrauch, indem alich wir das ganze deutsche
Siedlungsgebiet. auch über die Grenzen der ehe¬
maligen habsbnrgischcn «Länder hinaus, zu einer
staatlichen Gerneinschaft znsammensassen »vollen. Nun
hat der Staatsrat in seiner Vorlage, beraten von
den Vertrauensmännern der ' nationalen Parteien,
selbst das geschlossene Siedlungsgebiet an der Hand
der Statistik sestgestelkt. hat dieses geschlossene Sied¬
lungsgebiet abgegrenzt und hat au einzelnen Stellen,
wo die Siedlungsgrenze in einer nnmögliche» Kon-
fignrativ» verläuft, ganz- kleine Kompensationen vor¬
genommen. Aber. der Grundgedanke der- ganzen'
Vorlage ist: das geschlossene, das heißt »rach alle»»
Richtungetl hin znsainmenhängende deutsche Sied¬
lungsgebiet ist das' Staatsgebiet. Wir müssen »ins
zn diesem Gedanken durchnngen, da »vir doch daran
sind, eiiwn eigenen Nationalstaat anszlibancn, und
dasselbe Recht, das die anderen für sich in Anspruch
nehmen, buch für uns geltend machen. Wenn - man
nun sagt: Ja, in Brünn und um- Brünn, in Jglan,
in der Stadt Olmütz mit ein paar Dörfern, in
Gottschee wohnen die Deutschen geschlossen, so ist
das ja richtig-: aber diese geschlossene» Wohnsitze der
Deutschen' sind nicht mit den» gesamten deutschen
Siedlungsgebiete verbunden, sondern- sic sind einge¬
schlossen iü ein anderes Gebiet/ in slawisches Gebiet.

Weiters ka»»n eine Minderheit so. stark sein,
daß sie nicht nur eine Gemeinde, sondern ein
großes Lairdgebiet »»»»»faßt, das als größere Stadt
oder als selbstverwalteter Kreis • Selbstrcgierung
genießen kann. Dann werde ich sagen: Dir/ Staats¬
ordnung bleibt im ganze»» »vie sorist, aber diese
Minderheit »vird die Rechte eines Kreises haben/
»vird sich dort selbst regieren können usiv. Und ich
fmm am Ende bei starken Mischlinge», zn dem

Und n»l»i bitte ich doch nicht zn vergessen, daß
»vir nicht etwa eine Verwaltruigseinteilnng innerhalb

www.parlament.gv.at



4. Sitzung der Provisorischen Nationalversammlung für Deutschösterreich am 14. November 1918. 97.

Resultate fmumeit: ich werde überhaupt die Staats¬
gewalt von vornherein so anffassen, daß sie im
Mitbesitz, im durchgängigen ungeteilten Mtbesitz
beider Nationen ist. Es kommen also sehr ver¬
schiedene Stärke- - und Mischungsverhältnisse der
nationalen Minderheiten vor und wir müssen, um
eine vernünftige Ordnung dieser Frage zu bewerk¬
stelligen, diese verschiedenen Möglichkeiten m§ Auge
fassen, lind da sagen wir nun: Diese Städte, Brünn,
Olmütz, Iglau, sind deutsche Städte. Obtvohl ne
teilweise stark slawische Minderheiten haben, werden
sie dennoch auch bei einem allgemeinen, gleichen
und direkten Wahlrecht wahrscheinlich deutsche Ver¬
waltungen haben.. Wir haben sie seit jeher besessen,-
sie liegen also nicht nur im Bereiche unserer Inter¬
essen, - sondern sie liegen im Bereiche unseres posi¬
tiven Rechtes, und obwohl wir zugestehen, daß diese
Städte der staatlichen . Hoheit des sie einschließcn-
den Gebietsstaatrs- unterstellt werden, so verlangen
wir für sic doch rm Rahmen dieses Gebietsstaates
Schutz ihrer nationalen Rechte, das heißt also
Schutz der Gemeinden, Schutz der eigenen städtischen
Verwaltung und Schutz ihrer kulturellen Gemein¬
schaft mit dem großen deutschen Volke. Das
sagen wir in der Staatserklärung.

dem Mehrheitsslandpnnkt zu trotzen und dort, wo
wir die Minderheit sind, ans die Unerbittlichen uns
hinauszuspielcn. Wir müssen diesen alten Stand¬
punkt verlassen und müssen -klipp und klar den
Tschechen in diesem Falle sagen: Das sind alte
deutsche Städte, das- deutsch^ Bürgertum in diesen
Städten hat den Anfang ihrer Kultur gelegt. Aller¬
dings haben an der Fortentwicklung der Kultur
nicht nur die deutschen Bürger, sondern auch die
deutschen und auch slawische Arbeiter nütgearbeitet
— täuschen wir uns darüber nicht. Diese Städte
sind wir bereit, unter eure Gebietshoheit zu stellen,
aber unter der Voraussetzung, daß sic ihre nativ-,
nale Selbstverwaltung innerhalb des Staatsgebietes
bewahren.

- Stellen nur uns auf diesen Standpunkt, so
werden wir vor der Welt Achtung gewinnen.
Denken Sie dabei nicht bloß an den tschechischen
Unterhändler, der Ihnen dann gegenübersteht, denken
Sic daran, daß Sie vor deui Forum, der ganzen
Welt stehen werden und daß Sie dort nur mit dem
einheitlichen, .klaren und glatten.Gesichtspunkt Recht
behalten.

Wir. müssen dabei aber auch noch einen
Billigkeitsstandpunkt ins Auge- faffeu. Wir haben

Was soll denn diese Staatserklärung'? Diese
Staarserklärung ist für uus ein Programm. Sie
ist nicht bloß des Stiles halber beigefügt, sondern
sic ist beigefügt, weil sie vor aller Welt und vor
allem anderen vor dem Friedenskongreß deklarieren
soll, wie !vir uns in diesen nationalen Dingen ver¬
halten, und weil sie — in der Lage, in der wir
sind, brauchen mit das — vor aller Welt beweisen
soll, daß wir trotz der großen Opfer, die uns das
kostet, in erster Linie bedacht sind auf das Recht
und auf nichts andere- als das Recht. Und
deshalb müssen wir den Mut haben, von dem,
was ' wir als selbständigen Gebietsteil unseres
Staates nicht halten können, auch offen zu erklären,
daß mir es nicht halten ivollen, weil wir auf der
anderen Seite das. was uns gebührt, mit der ganzen
Kraft in Anspruch nehuten wollen. Tenn das geht
nicht, daß eine große Nation, wenn sie nach außen
verhandelt, alles, >vas ihr augenehin ist, selbst
wünscht und inehr noch, und sich nicht um das
Recht kümmert, und dort, Ivo sic Opfer bringen
soll, sich immer aus die Größe der Opfer und
ans das Recht beruft. Man kann seine Stellung in
der Welt heute in dieser Lage nicht behaupten,
außer man geht ganz klar und deutlich von einem
einheitlichen Rechtsstandpunkt aus. .Und ich muß
schon von dieser Stelle sagen: Es stünde um die!
Deutschen in Österreich nicht so schlimm, als es
heute steht, -wenn wir es früher verstanden hätten^
die nationalen Dinge nach einheitliche» Rechts-1
gesichtspnnkten zu beurteilen, statt da, n>o wir!
gerade die Mehrheit sind, mit aller Gewalt auf{

auf deutschem Gebiete in Österreich sehr viele Ein¬
wohner tschechischen Ursprungs und heute noch tsche¬
chischer Muttersprache. Wir wollen aus diese Ein¬
wohner, die bei uns Mitarbeiten, keineswegs ver¬
zichten. Sic sollen bei uns Mitarbeiten, sic sollen uns
willkommen sein. Wir dürfen dabei aber nicht ver¬
gessen, daß die Tschechen dadurch, daß ihr Sprachgebiet
zwischen den zwei Großstädten Wien und Berlin liegt,
in ihrer städtischen Entwicklung sehr beeinträchtigt
sind und daß nach einem Ausspruche der Tschechen
— es dürste das nicht so ganz zutrefsen — die
Stadt Wien - eine der größten tschechischen Städte
ist, wenn, man den tschechischen Volksbestandteil
herausnimmt. Auch die Tschechen werde» Opfer
briligen müssen.. Wenn Ivir unsrerseits darauf be¬
stehen, daß wir hier in unserein Gebiete die volle
Gebietshoheit besitzen, so müssen wir auch begreifen,
daß die anderen auf ihrem Gebiete dasselbe bean¬
spruchen. Wenn die Tschechen große Einbuße an
städtischen Elementen erlitten haben, so muß mau
auch verstehen, daß cs für sie ein nnertraglicher
Gedankeftväre, wen» sie in einem Lande, wo sic
die Zweidrittelmehrheit haben, von den, drei größten
Städten des Landes keine einzige auch nur verkehr-:-'
technisch zur Verfügung hätten. Das ist unmöglich
und unhaltbar und deshalb glaube ich, daß die
Deutschen von Brünn, Olmütz und Jglau mir ben
Tatsachen rechnen sollen. Wir sollen es ihnen selbst
empfehlen, mit den Tatsachen zu rechnen, -genau so.
wie wir ans der anderen Seite den Deutschen im
geschlossenen Gebiete sagen sollen, daß sie sich mit
aller Entschiedenheit zu uns bekennen sollen.
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Deutschen uns niit' den Nachbarn um die Grenzen .
streiten, sondern daß nudj dort Tschechen und
Polen miteinander cs schwer haben, eine Grenze zu
finden. Nach unserer Überzeugung ist dieses Jn¬
dnstrierevier von Mährisch Ostrau absolut unteilbar,
absolut unteilbar ans ökonomischen nnd Verkehrs-
grirnden., Es gehört zu jenen Teilen der Welt, denen
es gleichsam. vorherbestimmt ist, daß sie nicht in
dem Alleinbesitz einer Nation sein und bleiben
können, zu jenen Stellungen, die so sind, wie das
Tor zwischen zwei Höfen, sie iniissen beiden zugleich
gehören. Eine solche Stellung hat das Ostraner
Jndnstrierevier. Dieses Jndnstrierevier kann mir ge¬
deihen, wenn es iin Mitbesitze, der Deutschen, der
^.Tschechen und der Polen ist und wenn es einheit¬
lich verwaltet wird. Deshalb schlagen wir für dieses
Gebiet eine solche Regelung vor, nicht daß es bei
uns Gesetz. wird, sondern als die autoritative Er¬
klärung unseres Staates darüber, was er wünscht
und was er bei den Friedensverhaudlnugeu zwischen
den Nationen durchzusetzen gedenkt.

Wir sollen aber zugleich bei den Verhandlun¬
gen . mit den Tschechen daran festhalten, daß diese
Minderheitsgcbiete in den. Rechtsbcreich von Deutsch¬
österreich .gehören und wir werden bei den Ver¬
handlungen mit den Tschechen darauf bestehen, daß
die Selbstverwaltung, die nationale Eigenart pnd
der Gebrauch der eigenen Sprache diesen Gemein¬
schaften in verfassungs- und völkerrechtlicher Art
und Weise gesichert werden muß. Wenn uns die
Tschechen das nicht zugestchen, 'wozu sie wahr¬
scheinlich wenig Neigung haben werden, so wird
das in letzter Linie, noch nicht entscheiden; dann
werden wir ja mutmaßlich nicht ihnen allein gegen-
nbersiehen, sondern einem ganzen Kongreß und
dieser Kongreß wird. Richter sein zwischen ihnen
und uns. Deshalb glaube ich, es ist nicht gut,
wenn man sich vorher aus ein Nachlassen und der¬
gleichen in sulchen Dingen- einrichtet; es ist viel
besser, wenn man klipp und klar sagt: so will ich
es, ich will nun endlich einmal mein deutsches
Sprachgebiet in voller Reinheit haben nnd will mich
in diesem tucincm Nationalstaat einrichten. Und das,
was ich will, daS göuue ich auch den anderen. ' Die Staatsecklärung hat überhaupt die

eine Bestimmung, autoritativ festzulegen, was wir
Deutschen wünschen nnd diese offene autoritative Fest¬
legung dem Präsidenten Wilson und deni Friedens¬
kongresse vorzulegen. Darum ist diese Nativns-
crklärung von dem GebictSgesetze geschieden; daS
Gebietsgesetz hat die Aufgabe, uns für die tägliche
Verwaltung zu helfen, uns die Möglichkeit zn
bieten, sestzusetzen, wo im Raume dcutschösterreichische
Behörden wirken, so wie das Staätsbürgergesetz uns
die Möglichkeit gibt, sestzusetzen, über welche Bürger
urteilt daS österreichische Gericht und wallet die
österreichische Behörde. ES sind die zwei wesent¬
lichen Voraussetzungen jedes Staates: Gebiet und
Volk, die hier geschasfeu werden sollen. Das Ge-
bietSgesetz lvendet sich nach innen, die Staats¬
erklärung über das Gebiet wendet sich nach außen
nnd soll unser vorzüglichstes Verhandlungsinstrument
mit den anderen Nationen werden. Ich bitte Sie
also, weichen Sie von.dem Grundgedanken der
Nativnserklärnug nicht' ab, halten Sie au ihr fest
und verwirren Sie nicht unsere Öffentlichkeit da¬
durch, daß Sie der großen Überzahl der Deutschen,
etwa einen Zustand als erreichbar vorstellen — ich
will nicht sagen, Vortäuschen —, der bcc keinem
Forum zu erreichen sein wird. Sie können - un¬
möglich unsere Bevölkerung selbst über die Grenzen
ihrer Macht nnd über die Grenzen des Erreichbaren
irrcführen. Ich bitte, kehren Sie zurück znm Be¬
schlüsse des Staatsrates. (Beifall und Iläudc-
kfalschen-.)

Ich bitte, doch auch die Unmöglichkeit der
Verwaltung zu bedenken. Es ist ganz unmöglich,
diese Sprachinseln zu verwalten, es. ist heute
beinahe unmöglich, zu ihnen hinzukomnien, es ist
unmöglich, sic mit dem Nötigen zu versorgen.
Wir könne» diese Enklaven — wie soll ich denn
sagen — nicht bewirtschaften, mit ihnen nicht
wirtschaftlich Verbindung halten. Ich bitte also
deshalb, handeln Sie nicht nach deu Inten¬
tionen des Ausschusses und lassen Sic sich nicht
von dem schmerzlichen Gefühle ' bestimmen, das
jeder haben muß, der von einer liebgewvrdenen Ge¬
meinschaft scheidet, sondern lassen Sie sich von dem
Gesichtspunkte bestimmen: Wie stehen wir vor dein
internationalen Kongresse, vor deni Friedenskongresse
am besten da, wie bringen wir unsere Dinge dort
am besten in Ordnung, und. vor allem, wie sicher»
wir uns am besten unser eigenes geschlossenes
Sprachgebiet? Unser eigenes geschlossenes Sprach¬
gebiet uinsaßt eben Deutschböhmen und das Sudeten-
land, es schließt das. deutsche Südmähren, und das
deutsche Südböhmen und bon deutschen Böhmer¬
wald mit ein, aber diese Enklaven schließt es nicht
mit ein. Ich bitte also, die Vorlage deZ Staats-
rates wieder herznstcllen und so zu .stimmen, wie
es der Staatsrat Ihnen nahegelegt hat.

. Außerdem — wenn ich mit einigen. Worten die
Staatserklärung über das Gebiet vorwegnchmen
darf — haben wir ja noch eine andere Regelung. in
einem Falle vorgeschlagcn. wo die nationale Ab¬
grenzung überhaupt ganz unvollziehbar ist, und das
ist das mährisch-schlesische Jnduftricrevier. Sie wissen,
daß - in diesem Jndnstrierevier nicht nur wir

Präsident Dr. Dinghofev: Zrmr-Worte hat.
sich gemeldet der Herr Abgeordnete Dr. Groß; ich
erteile ihm das Wort,
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Abgeordneter Dr. Groß: Hohe tziational- Und dann vermisse ich in den ganzen Argu¬
menten des Herrn Staatskanzlers auch die Konse¬
quenz, meine Herren! Geschloffenes deutsches Sprach¬
gebiet —. ja. Iglau, .Brünn sollen ansgeschieden
werden. Dagegen sollen Marburg und Pettau im
geschlossenen deutschen Sprachgebiet enthalten sein.
Ich vergönne es ja den Städten von ganzem
Herzen, ich wünsche, daß es so bleibe, aber was
dem- - einen recht ist, ist dem andern billig. Auch
dort ist kein unmittelbarer Zusammenhang her-
gestellt. (Abgeordneter Marckhl: Ja wohl!) Nicht

vollständig.

versammlung! Ich habe bereits in der letzten
Sitzung der Nationalversammlung darauf • hui-
gcwiesen, daß die Vorlage des Staatsrates eine große
Anzahl wackerer deutscher Stammesgenossen preis¬
gibt. . Ich habe dabei selbstverständlich in erster
Reihe au die von mir vertretene Stadt Iglau
gedacht. Ich danke vor allem dem Herrn Bericht¬
erstatter im Verfassnngsausschnsse, daß er den von
mir vorgebrachten Bedenken Rechnung getragen und
die Einbeziehung der Sprachinseln in das Staats¬
gebiet in seinen Bericht ausgenommen, beziehuugs-,
weise beantragt hat. Ich muß aber meinem großen
Erstaunen und meinem Schmerz darüber Ausdruck
geben, daß iu einer der ersten gesetzgeberischen
Handlungen, die die Nativnalversanmilung zu voll¬
ziehen hat, der erste Staatskanzler Deutschösterreichs
seine wichtigste Aufgabe darin findet, für das
Fallenlassen — gelinde gesagt — von Deutschen
einzutreten. Der Herr Staatskauzler Dr. Renner
hat fa seinen Standpunkt mit gewiß großer Bered¬
samkeit und . sehr geschickten Argumenten vertreten,
ich glaube aber dvch, daß er das Wesentliche der
ganzen Sache nicht erfaßt hat. Was . soll denn- im
deutschösterreichischen- Staatsgebiete zusammengefaßt
werden? Alle Deutsche» im geschlossenen Siedlungs¬
gebiete, alle Deutschen im wirklich deutschen Sied¬
lungsgebiete ohne Ausnahme. Und glauben Sie
denn, meine Herren, daß eine Sprachinsel von zirka
50 Gemeinden, in welcher über .10.000 Deutsche
seit fast einem Jahrtausend geschlossen leben, im
Vergleiche zu einer Menge Minderheiten in einzelnen
Städten — das ist etwas anderes — kein ge¬
schlossenes deutsches Siedlungsgebiet ist? Hier liegt
zweifellos ein geschlossenes Siedlungsgebiet vor.
Dieses Argument also, daß es sich hier nicht um ein
geschloffenes Siedlungsgebiet handelt, ist hinfällig.

Jedenfalls ist die Siedlungszahl der betreffen¬
de» eine viel geringere als bei uns. Das ist eine
Inkonsequenz, die 'auch beseitigt werden muß.' Ich
glaube daher, daß der Anspruch der Deutschen der
Jglauer Sprachinsel — nur für diese spreche ich
hier, für die anderen Gebiete werden meine Kollegen
zu sprechen haben — ans Ausnahme in das deutsch-
österreichische Staatsgebiet, welche die Vertreter der
Jglauer Sprachinsel' am 9. November feierlich
verlangt haben, vollständig begründet ist und daß
die Nationalversammlung diesem Ansprüche Folge
zu leisten und Rechnung zu tragen hat.

Das ist die unmittelbar praktische Frage vom
Standpunkte Iglaus. Etwas anders ist die Sache
vom politischen Standpunkte. Ich . weiß sehr wohl,
daß das Gesetz, das !vir jetzt beschließen sollen, für
die Zukunft unseres jungen Staates vielleicht eines
der wichtigsten ist, nicht nur deshalb, weil dadurch
der Umfang dieses Staates bestimmt ist, sondern
auch deshalb, weil das Gesetz, so -wie es gemacht
wird, zum Teile bestimmend sein > wird ans die
zukünftige Stellung Deutschösterreichs im Staaten-
konzert. Wenn wir, meine Herren, unS bei unserem
ersten Auftreten gegenüber ,den anderen Staaten--
bescheiden und still verhalten und nicht unsere vollen
Rechte verlangen, dann wird man sagen: Ach, mit
der Gesellschaft wird man bald fertig werden, denen
können tüte bieten, was wir wollen, die werden
leicht zusriedenzustelleu sein. Wenn wir es aber
verstehen, unsere Rechte mit allem Nachdrucke zu
wahren, dann werden wir auch die entsprechende
Achtung genießen.

Der Herr Staatskauzler hat ferner darauf hin¬
gewiesen,. das seien Enklaven, die nicht verwaltet
und bewirtschaftet werden können; so viele Enklaven
seien, unmöglich. Ich bitte um Entschuldigung: wir
haben genug Beispiele von staatlichen Enklaven.
Denken Sie nur zurück an die Verhältnisse, im
alten Deutschen Bund, denken Sie daran zurück, daß
Österreich den Breisgan und die Niederlande be¬
sessen hat, denken Sie daran zurück, daß Preußen
die längste Zeit über in x Teile' zerspalten war und
es dvch wahrhaftig verstanden hat, diese Teile in
der besten Weise zu verwalten. Also diese Berwal-
tnngZschwierigkeiten können nicht unüberwindlich sein,
und wenn sie bestehen, so bestehen sie in einem,
großen Teile dessen, was das geschloffene deutsche
Sprachgebiet darstcllt, im selben Maße. Besteht eine
geringere Schwierigkeit, Trautenau von Wien ans
zu verwalten, als Iglau von Wien ans, zu ver¬
walten oder irgendein anderes Gebiet? Also das
trifft auch nicht zu.

Lernen wir doch von unseren Gegnern! Denken .
die Tschechen daran, zu fragen, ob die Gebiete, die sie
verlangen, geschlossen besiedelt sind oder nicht? Die
Tschechen verlangen Gebiete, .in denen sie nicht das
geringste, zu sagen haben, in denen sie niemals' ein
geschlossenes Siedlungsgebiet besessen haben, wo —
ich will gar nicht reden von Wien und Njedcr-
österreich — kaum je ein slawisches Wort gesprochen -
worden ist. Und nur sollen uns, weil eine entfernte
Gefahr vorhanden ist, daß das übelgenonnnen
werden könnte, von vornherein zurückziehen und
eine Menge von Gebieten preisgeben, wo gute,
ehrliche Deutsche sind, die mit uns leben und zu
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Dr. Groß veranlaßt habe», sich für die 'Stadt
Iglan und die Sprachinsel einzusetzeu, dieselben
Gesichtspunkte sind auch für mich bestimmeud, um
namens der Stadt Brünn und namens der Stadt
Olmütz die gleichen Maßnahmen zu fordern. Diese
Forderung gründet sich auf das mit allem Nach- .
drucke vorgebrachte Begehren der deutschen Be¬
völkerung der Stadt Brünn, welche diese Stadt in >.»
großer Mehrzahl besiedelt, sic stützt sich darauf, daß
es sich um das Schicksal uutK die Zukunft einer
Stadt mit einer tausendjährige» glänzenden deutschen
Geschichte handelt, um eine Stadt, die die erste
Industriestadt des Reiches ist. um eine Stadt, die
eine Blüte, der Kultur und der Entwicklung zeigt
wie wenig andere Städte, um eine Stadt,. die in
diesem Hause seit Dezennien als eines der kost¬
barsten Besitztümer Österreichs angesehen, behandelt
und verteidigt worden ist.

>ms gehöre» wolle»? Bedenken Sie doch, welche
Stellung die Franzosen eingenommen haben! Als
die Deutschen vor Paris standen, haben die
Franzosen geschricn: Wir müssen Elsaß-Lothringen
haben! Ist damals der französische Staatskanzler
aufgestanden und hat gesagt: Nein, das dürfen wir
nicht verlangen, das könnte uns auf dem Friedens¬
kongreß schaden? . Nein, gewiß nicht, und das mar-
gut fiir sic.

Der Herr Staarskanzler har auch gesagt: Wir
müssen bedacht sein auf das Recht und auf nichts
als das Recht. Gewiß! Unser Recht ist es aber,
geschlossenes Siedlungsgebiet für uns in Anspruch
zu nehmen, und dieses Recht müssen mir geltend
machen.

Er hat weiters die ausgeschiedene» Deutschen
vertröstet aus den zeitweiligen Rechtsbereich — ich
glaube, so ist der Ansdruck in der Staatserklürung.
Abgesehen davon, daß dieser Rechtsbereich eine sehr
unklare Sache ist urtb wohl niemand aus der
Staatserklürung einen Rechtsbegriff für diesen
Rechtsbereich herausfinde» wird, glaube ich. wenn
dieser Rechtsbereich wirklich eine praktische Bedeutung
hat. dann müßte es ja ziemlich gleichgültig sej»:
wenn der - Staatskanzler meint, daß es für die
anderen genügt, ob wir diese Sprachinsel da oder
dort einreihen, dann tun Sie der deutschen Sprach¬
insel^ den Gefallen und ziehen Sie sie in das
Gesetz ein.

Meine sehr geehrten Herren! Das endgültige
Schicksal der Städte Brünn und Olmütz wird auf
der Friedenskonferenz entschieden werden. Aber ich
denke,. cs ist eine selbstverständliche und unabweis-
liche Pflicht, daß wir für den Erfolg auf dieser
Konferenz die Voraussetzungen schaffen und nicht
durch unsere Haltung die Möglichkeit eines Erfolges .
selbst gefährden. Der Herr Staatskanzler hat in
feinen Ausführungen gemeint, es werde dieser An¬
trag des Staatsrates und der eventuelle Beschluß
des Hauses, tvenn er im Sinne- des Antrages des
Staatsrates aussallen sollte, in der Bevölkerung -
schmerzliche Gefühle Hervorrufen. Der Herr Staats¬
kanzler ist mit der Stimmung der deutschen Be¬
völkerung in den Städten, denen gegenwärtig der
Strick um den Hals gelegt werden soll, wenig ver¬
traut. Hell auflodernde Erbitterung und Ver¬
bitterung wird darüber.herschen, daß in der'deutschen
Nationalversammlung in de» ersten zehn Tagen
ihres Bestandes der Ehes der Regierung, der deutsche
Staatskanzler, in der deutschen Nationalversammlung
selbst cs ist, der ein Amt übernimmt, welches der
Entscheidung der Friedenskonferenz zu unserem Nach¬
teile umgreift. Wir werden uns vielleicht dieser
Maßregel fügen müssen, wir werden es mit Bitterkeit
im Herzen und mit tiefem Schmerze empfinden, aber
nie versiegen wird der Schmerz darüber, daß in
dieser schweren Schicksalsstunde das entsprechende
Verständnis- in den Kreisen deutscher Volksgenossen
vollständig gemangelt hat. Mau hat uns gesagt,
daß dieser. Beschluß, es. seien'diese Städte nicht in
das Hoheitsgebiet Deutschösterreichs einzubezieheu,
ein wohlerwogener ist und daß wir besorgen müßten,
wir könnten im Schoße der.Friedenskonferenz nicht

l ernst genoinmen werden, wenn wir eine andere Haltung
einnähwen. Der Herr Staatskanzler hat übersehen,
daß der Vorlage, welcher er gegenwärtig so warm
das Wort redet, auch eine andere Vorlage voraus-
gegange» ist. und daß i» dieser Vorlage ausdrücklich

Nun meint der Slaatskauzlcr vor allen
Dingen, das gilt nicht gegenüber den Tschechen,
sondern gegenüber dem Friedenskongreß, nicht die.
Tschechen werden zu entscheiden haben, sondern der
Friedenskongreß. Das ist leider wahr, daß der
Friedenskongreß über uns zu entscheiden haben
wird. Der Staatskanzler-rechnet aus die Gerechtig¬
keit des Friedenskongresses. Aus die rechne ich auch
und ich rechne daraus, daß das Selbstbestimwungs-
recht, das der Präsident der Vereinigten Staaten
verkündet hat, keine bloße Phrase sein soll und
das Selbstbcstimmungsrecht haben die Deutschen

H dieser Gebiete ausgeübt und bekennen sich zu Deutsch¬
österreich- und wir verlange» dieses Selbftbestim-
muugsrecht für uns als unser gutes, heiliges Recht.
Und deshalb bitte ich Sic, für den'Ausschußantrag
zu stimmen. (Hrrwo!)

Präsident Dr. Dinghofer: Zum Worte hat
sich'Herr Abgeordneter Freiherr d'Elvert gemeldet;
ich erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Freiherr d'Elvert: Es ge¬
hört ein ganz ungewöhnliches Maß von Selbst¬
beherrschung dazu, mit in • der durch die gegen-
wärtige Debatte geschaffenen Lage mit ruhiger
Überlegung und Besonnenheit zu sprechen. Dieselben
Gesichtspunkte, welche den Herrn Abgeordnete»
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die deutschen Einschiußgebiete von Brünn, Gottschee,
Iglau und Olmütz in das Hoheitsgebiet Deutsch-
österreichs einbezogen -oorden sind. , Ich stelle nun
die Frage ati den Herrn Staatskanzler: Mit lvelchen
Argumenten vermag er es zn begründen, daß er
sich damals der Gefahr altssetzte, nicht ernst ge¬
nommen zu werden, und daß er heute besorgt,
diese Gefahr zu laufen, wenn er den gegenteiligen
Standpunkt einnimmt.

daß diese Gemeinbürgschaft von ihm nicht als eine
Phrase betrachtet -werde, sondern daß er daran
immer festhalten werde. An dieses Vermächtnis
des großen Bürgermeisters Dr. Karl Lueger möchte
"ich die Herren heute erinnern nnd Sic dringend
bitten, uns in dieser Stunde nicht zu verlassen.

Meine verehrten Herren! Ich wiederhole noch¬
mals! Die Bestimmungen nnd die Ergebnisse der
Friedenskonferenz stehen noch im dunkeln und wir
wissen, daß wir dort mit großen Gefahren werden
zn kämpfen haben, aber wir möchten es um jeden
Preis vermieden sehen, daß es deutsche Volksgenossen
sind, welche den vernichtenden Urteilssprnch über
unsere Zukunft fällen. Ein geistvoller Kollege hat
mir. bevor ich das Wort ergriff, mitgeteilr, daß es
ja möglich sein kann, daß, um Hungrige zn
sättigen, einer geschlachtet werden muß. Aber wollen
Sie sich darüber wundern, daß der eine nicht gerne
und nicht willig geschlachtet werden will? Der Herr
Staatskauzler hat hier warme Worte für die Zn--
fünf 1 der Deutschen im geschlossenen Sprachgebiete
gefunden, die Deutschen aber, die in niißlicher Lage
)inb, nüt platonischem Wohlwollen abgespeist.

Es wäre ja die gegenwärtige Haltung der
Regierung vielleicht verständlich, wemi sic sich von
allem Anfang ait auf den Standpunkt gestellt hätte,
es bleibt »ns nichts anderes übrig, ans Gründen,
die ja der Staatskanzler mit seiner Beredsamkeit
nnd Gelehrsamkeit heute hier vorgefiihrt. und so
warnt vertreten hat. Nun, meine Herren, ist die
Sache aber nicht so. Ans dem Zusammenbruch des-
alten, überlebten Österreich haben wir eine Errungen¬
schaft mit herübergenomnieu, die deutsche Genicin-
bürgschuft, welche ja in diesem Hanse erst in den
letzten Tage» mit überzengeudeni Lobe gepriesen
worden ist. Ist es ein Ausfluß der deutsche»
Gemeinbürgschaft, ivenu wir Deutschen Brünns,

v Iglaus nnd Olmütz', die wir uns in einer so
schwierigen Lage befinden, nun vor der Möglichkeit
und Gefahr stehen, binnen kurzem das, lvas wir
durch Jahrhunderte errungen und behauptet haben,
plötzlich preisgegeben zn sehen'? Es ist wirklich nicht
zu fassen, daß über unseren Standpunkt und über
die Erbitterung, die uns darob erfüllt, mit so kühlen
Worten hinroeggegangen werden kann. Die deutsche
Gemeinbürgschaft, die im anderen Hanse hvchgehalten
worden -ist, die ist -cs, an die ich gegenwärtig [
appelliere. Die deutsche Stadt Brünn steht seit
50 Jahren in einem unausgesetzten schivereu Kampfe.
Wir lvaren schon wiederholt in der Lage, au diese
deutsche Geuieinbürgschaft zu appellicreu, und sie
hat immer standgehalten. Im Jahre 1905 haben
die Deutschen ganz Österreichs einen Volkstag ver¬
anstaltet und dieser Bolkstag gestaltete sich zn einer
Kundgebung wahrer deutscher Einigkeit nnd Gemein-

- bürgschaft. Ich erinnere daran, daß damals alle
Parteien ohne Unterschied sich an diesem Volkstage
beteiligten, und es war für uns herzerfreuend. daß
damals das Bewußtsein von der Bedeutung der
Gemeinbürgschaft so deutlich 'zum Ausdruck gelangte.
Ich erinnere daran, daß speziell die Stadt Wien
uns damals zu unauslöschlichem Danke verpflichtete,
lind, ich möchte heute die Herren der christlich-
sozialen Partei bitten, daß das, was Ihr großer
Bürgermeister und Parteivorstand Dr. Karl. Lueger
uns dapials gelobt hat, in der heutigen schick-,
salsschweren Stunde von seinen Nachkommen auch
beobachtet und befolgt werde. Dr. Karl Lueger hat
unS damals versichert, daß seine Partei mit allen
Kräften nnd in allen Lagen die deutsche Gemein-
dürgschast beobachten und Hochhalten werde und

Meine Herren!. Wir gönnen den Deutschen in
den geschlossenen Sprachgebieten eine schöne nnd
glanzende Zukunft. Aber auch wir wollen leben lind
wir wollen, wir bitten und verlangen, daß Sie uns
dnzll verhelfen, daß wir leben können und daß auch
mir einer glücklichen Zukunft entgegengehen. Das
können Sie nur dadurch tun, wenn Sie dem Ver¬
langen des Herrn Staatskanzlers, für den ursprüng¬
lichen Antrag des Staatsrates einzntreten, nicht

j willfahren. sondern de» gegenwärtigen Beschluß des
Verfassniigsausschnffes annehmen. Ich bitte Sie
darum dringendst, es handelt sich für uns Deutsche
in Brünn, Olmütz lind Iglau um unsere ganze Zu¬
kunft und um unsere nationale Existenz. (Beifall.)

Präsident Dr. Dinghofer: Von dem Herrn
Abgeordneten Dr. Heilinger ,wurde folgender
Antrag gestellt:

' „ Dein § 1 ist als Schlnßsätz allzufügen:
Zn Deütschösterreich gehören weiters auch die

deutschen Gespanschafteil Ungarns: Wieselburg, Öden-
burg, Eisenburg nnd die durch ein späteres 'Gesetz
zn bezeichnenden Teile des Komitats Preßburg."

Der Antrag ist genügend nnterstützt lind
steht in Verhandlung.

Als nächster Redner hat sich zum Worte
gemeldet der Herr Stnarskanzler Dr. Renner, ich
erteile ihm das Wort.

Staatskauzler Dr. Renner: Zunächst möchte
ich, was den Antrag Heilinger anbelangt, be¬
merken, daß mir dem Wunsche, daß uns das
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Ehren, aber wir haben hier vor allein der wägenden
Vernunft zu folgen. -

deutsche Gebiet von Westnngarn angeschlossen werde,
Rechnung tragen wollen, allerdings in einer etwas
anderen Form. Ich bitte festznhalten, was die Auf-
gäbe des Gebietsgesetzes ist. Das Gebietsgesetz stellt
fest, was wir heute mit unserer Hand als Staat
sesthalten können. (Abgeordneter Dr. Heilinger:
Wir können auch das andere festhaken, es ist nicht
notwendig, daß man das unterscheidet!) Ich bin ja
jeder Aufklärung durch den Herrn Abgeordneten
Dr. Höilinger sehr zugänglich, wir haben aber
schon die größte Mühe, auf dem heimatlichen
Gebiete, das uns schon staatlich unterstellt ist, die
Staatsautorität auszuüben,. ich kann daher nicht
staatsrechtlich sreinde Gebiete in Anspruch nehmen,
auf denen wir keine einzige Behörde haben. (Ab¬
geordneter Dr. Heilinger: Die ungarischen Be¬
hörden sind ja dort schon fortgejagt!) Vorläufig
weiß ich nicht, ob wir gut daran tun, annexionistische
Wünsche gegen den Westen auszusprechen, abseits
von den: Fciedeskongreß und ohne diesen Friedens¬
kongreß dnrchzusühren. Wir können, wenn wir nicht
den Kriegszustand erklären wollen, ein biß heute
unter einer fremden Hoheit rechtlich, wenn auch
nicht faktisch stehendes Gebiet nicht besetzen. (Ab¬
geordneter Dr. 'Heilinger: Die Tschecho-Slowaken
tvn es!) Die führen eben Krieg und das wollen
wir nicht, und alles, was unrecht ist und was
andere tun, nachzuahmen, .insbesondere in einer
solchen Lage, können tvir als die diesem Staate
allein Verantwortlichen nicht unternehmen.

Sinn ist es übertrieben, wenn gesagt wird, j
man gibt diese mährischen Städte preis'. Das ist iu i
der Gcbietserklärimg so nicht enthalten. Es handelt >
sich nicht darum: Preisgeben oder Nichtpreisgeben. ,
sondern cs handelt sich darum, in welcher Form !
und. wie weit noch zu erhalten. Ich bitte die beiden
Herren Vertreter dieser mährischen Städte, zu bedenken,
es nützt uns hier gar nichts, wenn wir sagen, wir
halten diese Städte als dentschöstcrreichisches'Staats¬
gebiet fest, es nützt uns gar nichts, wenn U'ir
dabei die höchsten Znknnftshossmmgcn dieser drei
Städte erwecken und bei ihnen mU unserer Schuld
hinterher größere Enttäuschung Hervorrufen. (Abge¬
ordneter Dr. Groß: Wenn der Staaiskanzler das '■
selbst sagt, dann allerdings!)

% Da wir für unser Volk verantwortlich sind, :
haben wir die Verpflichtung, das, was wir selbst !
glauben, zu sagen, und nicht die Verpflichtung, uns .
den Unfern angenehm zu machen. Nun, wir wollen
sie nicht .fallen lassen, wir wollen für sie. verlangen
und — wir hoffen — für sie durchsetzen, daß
sie als deutsche Städte mit ihrer deutschen Um*
gcbnn'g allezeit deutsch bleiben können, wenn auch
nicht in dem Verbände unseres Staates-, und
das können wir, wenn wir aus Sicherungen
bestehen, so wie sie uns ja aus dem nationalen
Rechte vielfach vertrant sind. Aber wir dürfen
uns darüber gar nicht ' täuschen, daß eine staat¬
liche Verwaltung mit so durchbrochenem Gebiete
nicht bestehen kann-. Nehmen Sie nur den Fall,
dieses Tschcchoslawien würde mit Deutschöster- j

Nun wende ich mich den Ausführungen der
beiden unmittelbaren Vorredner 511:

Meine verehrten Herren! Hohes Hans! Nichts
ist begreiflicher als der tiefe Schmerz, dein die
beiden Herren Vorredner Ausdruck gegeben haben.
Glauben Sie ja nicht, daß der Schmerz über den
Verlust dieser drei Städte bei mir geringer ist als
bei irgendeinem Deutschen in diesem Hause, zumal
da an diese drei mährischen Städte sich bei mir,
der ich Dcntschmährer bin, auch Jugendermnernngen
knüpfen, da ich dort viele liebe Freunde habe und
sehr oft in Versammlungen nsw. gesprochen habe.
Es handelt sich wohl auch darum, dem Schmerz,
der Bevölkerung hier Ausdruck zu geben, aber nicht
nur darum, denn wir sind hente in einer ganz
anderen Lage, als wir es drüben im anderen
Parlamente waren, wo wir jede Klage vorznbringen,
jeden Wunsch rückhaltlos zu äußern imstande
waren, ohne uns darum zu kümmern, ob er er¬
füllbar ist oder nicht. Wir haben hier sofort unter
eigener Verantwortung zu handeln und können uns
nicht darauf ausreden, daß -eine andere Regierung
das nicht erfüllt, was wir gewünscht haben. Was
wir wünschen, was wir fordern, müssen wir selbst
mit unserer' ganzen politischen Existenz vertreten.
Und darum allen Schmerz' und alle Klage in

reich Krieg führen istid die deutschen Gebiete, die l
dann angcschlossen sind, sollten- diesen Krieg an !
unserer Seite führen. Wie können sie das, da sie ;
doch am ersten Tage überwältigt werden würden? i
Der Begriff des geschlossenen Siedlungsgebietes wird >
durchaus unrichtig verstanden, wenn man sagt: Ja ;
das Gebiet ist in sich abgeschlossen. und abgerundet, j
Darauf kommt. es nicht an, daß cS in sich abge- !
schloffen und abgerundet ist. Es .ist leider Gottes
zu sehr' abgeschlossen und cingernndet von den
änderen, es ist aber nicht iu Verbindung mit der
großen Masse des deutschen Volkes, mit dem großen
Komplex des deutschen Landes, cs kann also jene
volle Gemeinschaft des Lebens absolut nicht herge¬
stellt werden, die sich einen Staat notwendig ist.
Wenn da ans die alten Verhältnisse int alten
Deutschen Reiche znrnckverwiesen worden ist, wo das
Königreich Preußen in der Schweiz Neuschâtel be¬
sessen hat, wo die Habsburger die alten Erblande
und die'Vorlande im Elsaß besessen haben usw.,
wo man das alles nebeneinander regiert hat, so sind
diese Beispiele ganz und gar unzutreffend. Bei einen:
modernen Staate, wo es auf die Geschlossenheit der
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Wirtschaft, ans die großen durchgehenden Verkehrs¬
mittel ankommt, kann man derartige Dinge nicht
Anlassen,- nnd wenn wir über diese feudalen Ein¬
richtungen zur Tagesordnung übcrgegangcn sind, war
eS die gebieterische Notwendigkeit, die großen na¬
tionalen Gesamtkomplexe zu einem Einheitsstaate
zusammenzufassen und über diese Zersplitterung hin¬
wegzugehen. Geschlossenes Siedlungsgebiet ist das¬
jenige Gebiet, das mit dein großen Hanptkoniplex
der Nation räumlich zusammcnhcingt, und solches
geschlossenes Siedlungsgebiet liegt dort leider nicht
vor. Wenn der Herr Berichterstatter über den zweiten
Punkt referieren wird, werde ich mir-erlauben, noch
näher zu erörtern, was der Rechtsbereich Deutsch¬
österreichs ist imb welche Stellung wir diesen Minder¬
heiten in den fremden Staaten zu gewähren' ver¬
pflichtet sein werden.

der Staatsrat hat sich dieser Streichung mige-
schlossen.

Meine Auffassung war also vorn Anfnng au
bis zum Ende die heute von mir vertretene. Das
bitte ich also festzuhalteu, damit keine Legende ent¬
steht: Mein erster Entwurf war handschriftlich ohne
Brünn, Olmütz und Iglau. . Das staatsrechtliche
Departement nimmt Brünn, Olmütz und Iglau
dazu, es kommt zu mir, und bevor ich im Staats¬
rat referiere, stelle ich den Antrag, das zu streichen
und der Staatsrat hat das angenommen. Es ist
das also nicht so, daß hier 'irgendein Fehler ent¬
standen ist.

Aber diesen Appell, diese anklagende Be¬
schwerde. an nieiue Person kann ich nicht ruhig hin-
nehmen, ohne eine historische Reminiszenz anzn-
briugeu.

Meine Herren! Daß cs dahin kommen mußte,
das ist zum allermindesten meine Schuld, das ist
viel eher Schuld der Politik der Deutschen in
Österreich, wie sie bis dahin geführt wurde, aller¬
dings ohne eine Gcsanitverantwortlichkeit, sondern
indem jeder einzelne fiir sich allein, jede Gruppe
für sich allein Politik gemacht hat, ohne daß die
Nation im ganzen' gezwungen gcn'eseu wäre, sich so
oder so zu entscheiden.

Nun, meine Herren, der Herr Abgeordnete von
Brünn hat mich beweglich und anklagend beschworen,
er kann es nicht ertragen, daß der deutsche Kanzler,
der Chef der Regierung Deutschösterreichs am zehnten
Tage ihres Bestandes' hier von dieser Stelle aus so
spricht.. Nun möchte ich das eine richtigstellen, da§
Wort „Chef der Regierung". Wir haben eiüen Chef
der Regierung in keiner anderen Gestalt, als daß
'der Staatsrat die Negierung ist, und der Vorsteher
der Staatskanzlei, der Kanzler, ist der Sprecher des
Staatsratcs und spricht in dessen Auftrag. Und ich
begründe hier die Auffassung des Staatsrates,' die
von ihm mit überwältigender Mehrheit, wenn nicht
einstimmig beschlossene Auffassung als sein Sprecher.
Ich bin also hier kein Chef der Regierung, sondern
der Sprecher des Staatsrates in der Gesamtheit der
Staatssekretäre und der Vorsitzende im Rate der
Staatssekretäre, solange der Staatsrat nicht einen
anderen Vorsitzenden bestimmt. Ich spreche also hier
durchaus im Namen des Staatsrates und begründe
dessen Vorlage; ich scheue übrigens die persönliche
Verantwortung für die Stellung nicht und bekenne offen
heraus, daß diese Auffassung auch ganz und gar die
meine ist; denn sonst hätte ich diese Stellung nicht
übernommen.

Wir hätten cs anders in. der Hand gehabt;
ivenn wir noch vor Jahresfrist, wenn wir noch vor
zwei Jahren den Gesichtspunkt des gleichen natio¬
nalen Rechtes angewendet hätten ans das alte
Österreich, so müßten mir heute nicht aus dem
Zusammenbruch des alten Österreichs unser ge¬
schlossenes Sprachgebiet herausretteu zu einem selb¬
ständigen Staat, dann hätten wir die nationale
Autonomie, dann Hütten wir alle .Glieder der
deutschen Nation beisammen in unserer eigenen
Staatlichkeit.

Diese Klagen berühren uns speziell gar nicht.
Es ist wahr, es ist ein beklagenswerter Zustand,
daß wir aus Teile unseres deutschen Volkes iw
Nahmen des ulten Österreichs verzichten müssen;
das ist wahr, aber schuld daran ist eine wenig
vorschanendc Politik, die es darauf eingerichtet
hatte, in erster Linie Macht zu üben und nicht

' Recht, die nicht den klaren einheitlichen Nechtsstcmd- -
Punkt vertreten hat und die deshalb unterliege»
mußte.

Ich bitte, sich nun dabei zu' erinnern, daß ein
Beschluß des Staatsrates selbst cs ist, den ich hier'
vertrete. (Abgeordneter Wolf: Ihr eruier Entwarf
war anders!) Nein, das muß ich gleich
richtigstellen. Mein erster Entwurf, der handschrift¬
lich gegeben war, hat Briinn, Olmütz nicht ent¬
halten. (Abgeordneter Wolf: Jeh bitte, das' onzn-
schauen!) Ich habe der staatsrechtliche» Abteilung
des Departements der Staatskanzlei, die die Ab-
grenzimgsangelegcnheiten gehabt hat, den Entwurf
gegeben. Die hat meinen ersten handschriftlichen
Entwurf in Druck gegeben, aber mit diesem Zusatz.
Die Sache ist dann wieder zu mir zurückgekommen
und ich habe diesen Zusatz wieder gestrichen und

Wir können in so großen Dingen nicht
klügeln und den Standpunkt cinnehmen:. Wir gehen
ans den Kongreß, schlagen vor und daun ist cs die
Rolle der anderen, es uns abzuhandeln. Das ist
der Standpunkt nicht, >vie er unser würdig ist.
Ein solcher Standpunkt liegt weit unter der Größe
unserer Ausgabe und liegt auch weit unter der
Gefahr unserer Situation, denn daß dieser begreif¬
liche, vom historischen Gesichtspunkt aus begreifliche
Anspruch der mährischen Städte von der ganzen
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für sie bei der Friedenslonserenz verlangen, daß sie
ihre naRonale Autonomie behaupten: drittens: von
denienigen Gebieten, die mir zwar nicht unmittelbar
uns ängliedern, noch auch verfassungsrechtlich sicher¬
stellen können, wie etwa die Gebiete des ferneren
Ungarn,, wollen wir, daß sie im Bereiche unserer
nationalen Interessen liegen; wir werden bei dem
Friedenskongreß auch für sie sorgen, soviel es möglich
ist, damit auch, ihre nationale Freiheit nicht unter-
geht »nd >vir nftt ihnen national die Verbindung
aufrecht erhalten können: und viertens fordern wir
ans ökonomischem Gebiete, daß diejenigen großen
Handelsrouten, die wir immer benützt haben: der
Weg zur Adria, der Weg dvnanabwärts zum Balkan
uns freigehaltcn werden: das nennen wir n.nseren
wirtschaftlichen Interessenbereich. So ist der Grund¬
gedanke, der hier z»m Ausdruck kommt: Dort, wo
inan geschlossen ist. volle Souveränität; dort, wo
man eingeschlossen oder Minderheit ist, nationale
Autonomie: • dort, wo man in einiger Entfernung
davon wohnt, nationaler Interessenbereich: für die
ökonomischen Beziehungen wirtschaftlicher Interessen¬
bereich.

We!l natürlich als Nimmersatte Begehrlichkeit aus-
gerufen würde, das sind wir ja bei der Tor¬
heit und bei der Unnnterrichtetheit der anderen
schon gewöhnt.

Aber wir sollen nicht in diese offene Falle
hineinrenneii und nicht Anlaß geben zu solchen
Schlußfolgerungen. Darum hat mich auch der Appell
an die' deutsche Gemeinbürgschast hier sehr eigenartig
berührt. Natürlich, das war früher ein glückseliger
Zustand: Wenn in irgendeinem kleinen Gebietsteile
von Dentschösterreich irgendeine Gruppe eine Klage
hatte, imb wäre sie auch noch so weiiig berechtigt
und wäre sie auch unberechtigt gewesen, so war cs
früher das Gesetz der Gemeinbürgschaft in ganz
unverantwortlicher Weise, daß alle Teile der deutschen
Nation sofort ihre Unterschrift darnntergesetzt haben
und alles gntgeheinen haben int Namen der Gemrin-
bnrgschaft.

Dadurch sind wir eben so weit gekommen, wie
mir gekommen sind. Ich erinnere nur. an eines:
Die Deutschen in Österreich haben mit einer Nation,
mit der italienischen Nation, die allergeringsten
Reibnngsflächen gehabt; diese beiden Nationen sind
in kultureller und in geschichtlicher Beziehung ein¬
ander am nächsten gestanden und es wäre so. leicht
gewesen, sich mit bo/t Italienern nnseinauderzirsetzen,.
wir hätten sehr geringe Opfer zu bringen gehabt.
Aber da kam der Gesichtspunkt der sogenannten
Gemeinbürgschast. Wenn irgendwo in Tirol ein
paar Jungmannen in überhitzter nationaler Leiden-
schasi eine Torheit begehen, dann inris; natürlich die
ganze Nation für sie einstehen, statt ihren etwas
wenig nnterrichleten. unrichtig iustradierten Teil s
zurückznrnsen. Und .so ist es gekonnnen. daß >vir
nacheinander alte Nationen mi allen Grenzen gegen
uns nnsgebracht haben. fSo kt p$!) Wir inüssen
handeln nicht in der Gemeinbürgschaft des un-
orientierten. Gefühls, sondern wir müssen handeln
unter Kollektivverantwortlichkeü — das ist etwas
ganz anderes als unter Gemeinbürgschast —, nicht
in der Fornr, da.ß der eine für die Schuld des
anderen Bürgschaft leistet — das ist der Sinn des
Wortes Gemeinbürgschast —, sondern unter Gemein¬
verantwortung, das heißt, eine Minderheit ntnß sich
einer Mehrheit fügen, auch wenn von ihr Opfer
verlangt werden. Und so glaube ich, daß es anders
nicht geht, als ' ich es Ihnen cinpsohlen habe.
Bleibe» Sie bei ' dem Beschlüsse des Staatsrates.
Er gibt uns klare und deutliche Direktiven. Er
sagt uns: Das Gebiet, das geschlossen und in sich
zusammenhängend von Deutschen bewohnt wirst,
wird unser eigener Staat sein und auf dem werden
wir vollen Rechtens herrschen ; diejenigen größereit
Siedtungsfleckcn, Sprachinseln, Enklaven, Gemeinden,
und Städte, die in fremdem Sprachgebiet ein¬
gebettet sind, werden wir. zwar .der Gebietshoheit
der anderen Völker unterstellen, aber wir werdeir j

Ich würde es also sehr gerne sehen, hohes
Hans, wenn Sie sich entschließen könnten, das Ge¬
bietsgesetz und die Swatserklärmig so anznnehmen,
wie sie Ihnen vom StaalSratc vorgelegt worden
find. Haben Sie den Mut, von einem Teile Ihrer
Nationsgenossen auch Opfer zu fordern — haben
Sie diesen Mut! Und wenn hier gesagt, worden ist
In den ersten zehn Tagen unseres Beisammenseins,
in den ersten zehn Tagen unseres eigenen staatlichen
Daseins soll schon ein solcher Beschluß gefaßt werden,

ftv bitte ich Sic, den großen Unterschied zu bedenken,
daß nur hier unter unserer eigenen Verantwortlichkeit
beschließen, daß jeder Beschluß nicht bloß als ein
Wunsch ansgclegt wird, den man erfüllen kann oder
nicht, dem eine gut oder schlecht orienfterte Re¬
gierung entgegenkommt oder nicht entgegeukommt,
sondern daß uns jeder Beschluß direkt vor allen Völkern
verpflichtet und daß auch dem Staatsrate - und unserer
Zukunft ein solcher Beschluß - von großer Gefahr
werden kann. Ich bitte also das Haus, nach reif¬
licher Erwägung Beschluß zu fassen.

Präsident Dr. Dinghofer: Ich erteile dem
Herrn Abgeordneten Denk das Wort.

Abgeordneter Denk. Hohe Nationalversamm-
lung! Tie soeben abgeschlossene Debatte erleichtert
mir ungemein meine Aufgabe, dem hohen Hanse dös
vorznbringen, wozu ich - verpflichtet bin. Ans der
einen Seite haben wir den Appell' von Bezirken,
von Enklaven und Städten gehört, die zu unserer
deutschen Gemeinbürgschaft zählen, die hier noch ver¬
treten sind, und andrerseits haben wir vom Herrn
Staatskanzler gehört, daß wir das ganze geschlossene
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Magyarisiernng. Diese Bezirke sollten miteinbezogen
werden.

Siedlungsgebiet vereinigen wollen. Nun, meine ver¬
ehrten Herren, ich habe heute die ^Ausgabe, mich für
ein geschlossenes Siedlungsgebiet einzusetzen. Ich bin
nicht ein Abgeordneter der 300.000 deutschen Bauern,
die an der Grenze von Niederösterrcich wohne». Die
Macht, der Magyaren hat es verhindert, daß bicfe
Deutschen bei uns vertreten sind, aber ich habe Be¬
richte über die Stimmung in Ödenburg, Steinam-
anger, Pozsony, wie es jetzt heißt, also Preßburg,
dann Karlburg usw., wo die Leute bereits ihre
Notare absetzen und sich freuen, wieder zum deutschen
Volke zugehörig zu werden.

Ich habe mir schon vor längerer Zeit erlaubt,
im deutftöen Nationülverbandc diese Frage an¬
zuregen. Damals har Exzelle»z Urban Bedenken
dagegen gehabt, weil wir Deutschen in Österreich
uns mit den Magyaren aus guten Fuß stellen
müßten, um die Schwierigkeiten zu überwinden. Das
war gefehlt. Die „Ostdeutsche Rundschau" hat aber
davon Kenntnis genommen, und die Nachricht ist
drirch die „Ostdeutsche Rnndschair" in diese deutschen
Gaue hinausgeflattert, so 'daß sie heute die An¬
nahme des Antrages Heilinger erwarte».Nun liegt eine formale Frage vor. Ter Herr

Staatskanzler erklärt, wir können diese Gebiete nicht
einbeziehen, ' weil wir nur über das geschlossene
Staatsgebiet des alten Staates Österreich verfügen.
Es ist aber ein gewisser Widerspruch, wenn wir
uns in diesem Falle, wo das geschlossene Sprach¬
gebiet über die alte Grenze hinübcrgeht, eine Be¬
schränkung auferlegeu..

Ich - unterstütze sonach den Antrag des Kol¬
legen Heilinger. Wir werden gerne für die Bei¬
behaltung und Einbeziehung der Enklaven Jglan,
Brünn und Olmütz stimmen, ich bitte Sie aber,
auch die Einbeziehung dieses niederösterreichischen
Teiles, der über der Leitha liegt, mitznbeschlicnen.
(Beifall.)

Im Jahre 1867 wurde das große Verbrechen
begangen, welches gewiß mit eine Hanptursache für
deu Zerfall des Gefamtceiches bildete: die damalige
Zweiteilung in Österreich tmb Ungarn. (Hufe; So
■ist es!) Wäre damals, wie der Herr Stantskcuizler
richtig bemerkte, mit weiser Kraft von oben eine
autonome Verwaltung den -einzelnen Nationen ge¬
geben worden, so hätten wir Deutschen Zucker
darüber streuen können und wir hätten heute viel¬
leicht nicht den Zerfall des Gesamtreiches zu be¬
klagen. Damals würde die Leitha als Grenzfluß
zwischen Österreich und Ungarn bezeichnet. Man hat
niemanden bei uns gefragt — das österreichische
Parlament hatte ja in dieser Frage nichts drein¬
zureden — und 300.000 Deutsche mit einem
Strich von den übrigen Deutschen abgetrennt. Sie
sprechen die gleiche Sprache wie die angrenzenden
niederösterreichischen Bauern, sie fühlen deutsch,
obwohl sie seit dem Jahre 1867. in der schärfsten
und unverantwortlichsten Weife magyarisiert wurden.
-In einen! Zeitraum von sechs Jahren wurde zum
Beispiel in Karlbnrg die Sache derart durchgeführt,
daß dort zuerst eine deutsche Schule, dann eine
deutsch-ungarische, dann eine ungarisch-deutsche und
im sechsten Jahre schließlich - eine rein ungarische
Schule bestand. Nun ninßten unsere deutschen Bauern
in Karlburg ihre Kinder in die protestantische
Schule schicken, obwohl sie alle gute Katholiken sind;
sie mußten es deshalb tu», damit die Kinder wieder
deutsch unterrichtet werden. Wir bekommen häufig
Briefe aus diesen Gegenden, und es wird vielleicht
mancher unverständige Mensch über die Schreibweise
dieser Leute lächeln, aber sie schreiben eben, wie sie
hören, weil sie i» der Schule »icht mehr deutsch
gelernt haben, sie kennen keine deutsche Orthographie,
in ihrem Hetzen sind sie aber deutsch gewesen und
bis heute deutsch geblieben, trotz der langjährigen

Präsident Dr. Dinghofer: Zinn Worte ge¬
langt der Herr Abgeordnete Fink; ich erteile ihm
das Wort.

Abgeordneter Fink: Hohe Nationalversamm¬
lung! In deni gedruckten Texte der in Verhand¬
lung stehenden Vorlage kommt. im 8 i bezüglich
Tirols und Vorarlbergs die Bezeichnung vor: „Ge¬
fürstete Grafschaft Tirol und Vorarlberg". In deni,
was der Herr Berichterstatter uns heute, diesbezüg¬
lich beantragt hat, heißt es: „die Provinz Tirol
und Vorarlberg". Nun sind beide Bezeichnttngen
nicht richtig.

Vorarlberg hat bisher, also vor deni Kriege,
in der vvrdenlokratischen Zeit nicht.zur gefürsteten
Grafschaft gehört, sondern es hat. es billiger ge¬
geben, es hat einfach ganz demokratisch das Land
Vorarlberg geheißen. (Rufe: Sehr richtig!) Es
wäre auch jetzt tim so weniger recht, iücuit es
heißen würde die „Provinz Tirol und Vorarlberg".
Wir haben nämlich bisher zwar politisch als Ver-
wältungsgebiet zu Tirol gehört, aber autonom
waren wir schon seit dem Jahre 1860 selbständig,
haben einett eigenen Landtag und einen eigenen
Landesschulrat usw. gehabt. Auf Grund des Selbst-
bestimmnngsrechles jedoch haben wir vor drei
Wochen uns auch politisch, verwaltnilgstechnisch von
Tirol losgemacht und erAärt, daß wir die politi¬
schen Agenden der Statthalterei in Vorarlberg
selbständig übernehmen.. Ich stelle daher den An¬
trag, daß im 8 1 nach den Wvrten „die Provinz
Tirol und" — wo es dann heißt: „und Vorarl¬
berg" — die zwei Worte nach „und" hinein¬
kommen: „das Land" — nämlich Vorarlberg.
Damit habe ich geschlossen.

10
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Präsident Dr. Dinghofer: Der Herr Ab¬
geordnete Fink stellt den Antrag, daß int § 1
nach den Worten „die Provinz Tirol und" die
Worte eingeschaltet werden „das Land".

Präsident Dr. Dinghofer: Zunr Worte hat sich
gemeldet der Herr Abgeordnete Gruber: ich er- !
teile ihm das Wort. j

Abgeordneter Gruber: Hohe Nationäl-
Ich bitte diejenigen Herren, welche diesen An¬

trag unterstützen, sich von den 'Sitzen zu erheben.
(Geschieht.) Der Antrag ist genügend unter¬
stützt, er steht in Verhandlung.

versammlung! Wenn auch ich zu diesem Gegen¬
stände das Wort ergreift, so geschieht es nur zu.
dem Zwecke, um den Gefühlen der Deutschen in
Westungarn hier Ausdruck zu verleihen. Als Abge-.
ordneter eines unmittelbar an der Grenze gelegenen
Bezirkes kenne ich die Gefühle und. Stimmungen
der Deutschen Westungarns sehr genau und ich be¬
komme auch tagtäglich Briese und Besuche, sowohl
hier im Hause-..als in meiner Heimat, aus denen
das stürmische Verlangen hervorgeht, daß wir die
deutschen Gebiete in Westnngarn besetzen sollen.
Wir haben vom Herrn Staatskanzler gehört, daß :
das nicht möglich ist, und wir wissen es ja auch selbst. ;
Es ist ja bedauerlich, daß die Tschecho-Slowaken j
bereits in Preßburg stehen und von Preßburg über
Güns bis Radkersburg nur 190 Kilometer Luft^
linie haben.

Als nächster Redner kommt zu Worte
der Herr Abgeordnete Parrer: ich erteile ihm
das Wort.

Abgeordneter Parrer: Hohes Haus! Als
Abgeordneter des Grenzbezirkes Bruck an der
Leitha habe ich die Verpflichtung, einen Antrag zu
stellen, der mit dein Anträge des Kollegen Dr.
Heilinger identisch ist. Ich weiß aus eigener Er¬
fahrung, aus eigener Überzeugung, daß die Be¬
völkerung'in den jetzt noch zu Ungarn gehörigen
Komitaten Ödenburg, Wieselburg und Eisenstadt
deutsch fühlt, daß die gesamte Bevölkerung dort
mit Ausschluß der magyarischen Intelligenz danach
strebt, zu Österreich zu kommen, ja, daß schon eine
Agitation von Haus zu Haus eingreift (Bravo),
daß die Bevölkerung in manchen Orten, namentlich
dort, wo die magyarische Willkür besonders gewütet
hat, zur Selbsthilfe gegriffen (Beifall) und, wie
Kollege Denk sagte, die Notare hinausgejagt hat
und alles sehnsüchtig ftagt, wann endlich dieses
Gebiet zu Österreich kommt. Diese Orte wären
heute ohne Blutverlust zu nehmen, sie warten auf
den Einmarsch. Es ist selbstverständlich, daß das
junge deutschösterreichische Gebiet gekräftigt werden
soll und werden muß, sowie daß es auf Grund
des Selbstbestimmungsrechtes auch uns gestattet sein
muß, das deutsche Volk zu vereinigen, um so mehr,
als nicht nur die nationale, sondern auch die wirt¬
schaftliche Bedeutung dieses Gebietes in Frage
kommt, die Nähe Wiens, das durchaus fruchtbare
Gebilde, das die Edelkultur in agrarischer Be¬
ziehung zur größten Blüte gebracht hat.

!

Die deutsche Bevölkerung Westungarns, ins¬
besondere aber der deutsche Bauer, ist seit Karl dem
Großen in diesem Gebiete die einzige deutsche Be¬
völkerung geblieben und stellt ein weit größeres
Kontingent, als Kollege Denk angeführt hat; das
zeigen die letzten Volkszählungen, die ja aus¬
schließlich von ungarischen Beamten gemacht worden
sind. Es sind dort aber auch sehr viele Kroaten,
die gewiß von Magyarisierung nichts wiffen wollen
und — nachdem sie ja zum großen Teile dem
Handwerkerstande angehören und sich ohnedies immer
in Altösterreich sozusagen verdüngen hatten, ins- !
besondere aus einigen Gebieten wie auf dem des i
Bauhandwerkes usw., so daß der Hauptsache nach das >
Kontingent der Arbeiter aus diesen Leuten bestanden
hat — schon an und- für sich zu uns gravitieren
und gewiß lieber den Anschluß an Österreich
wünschen, als das Verbleiben bei den Magyaren.
Wir müssen auch noch in Betracht ziehen, daß in
dieseu deutschen Dörfern Westungarns von 18
wöchentlichen Schulstunden nur zwei Stunden die
deutsche Vortragssprache haben, daß die Leute
für das Ungarische überhaupt kein Verständnis
und auch keiue Liebe haben, da sie jä zu Hause
immer' wieder deutsch sprechen. So kommt es,
daß die Leute, wenn sie aus der. Schule heraus-
kommen, weder die eine noch die andere Sprache
beherrschen. **

Ich erlaube mir, nachdem die Zeit schon vor¬
geschritten ist, den Antrag zu überreichen, daß als
Schlußsatz dem § 1 noch anzufügen wäre: „Zu
Deutschöfterreich gehören auch die deutschen Gebiete
in Ungarn, und zwar die Komitäte Ödenburg,.
Wieselburg, Eisenstadt und die durch ein späteres
Gesetz zu bestimmenden Teile des Komitates Preß-
burg." Die Bevölkerungszahl dieser Komitäte stellt

sich, nach der letzten Volkszählung — und ich
bemerke noch einmal, daß das eine ungarische
Volkszählung ist — folgendermaßen: Das Komitat
Wieselbnrg hat eine Gesamtbebölkerüng von 90.000
Einwohnern, davon sind 90 Prozent Deutsche. Das
Komitat Ödenburg mit 800.000 Einwohnern hat

Ich danke den Kollegen Heilinger und
Denk, daß sie die Einverleibung meiner Nachbar-
komitaie (Heitc.rke.ii) so kräftig unterstützt. haben,
und bitte alle Herren Kollegen, diesen Antrag zu
unterstützen. (Beifall)
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angezeigt erscheint, unter uns selbst Mißstimmung
durch diese Klärung zu. erzeugen, und endlich unter
Berücksichtigung des Umstandes, daß das Staats-
sekretariat des Äußern nicht Gelegenheit hat, sich
in der Vollversammlung zu der Frage zu außen,,
beantrage ich die Rückvertvcisung der
Vorlage an den Ausschuß.

nicht ganz 49 Prozent Deutsche. Ich bemerke aber,
daß gerade in diesem Komitat sehr viele Kroaten
und Slowaken sind. Die Zahl der Deutschen be¬
trägt also dort ungefähr 145.000 Einwohner. Im

. Eisenburger Komitat, dem größten Komitat mit
mit 420.000 Einwohnern, sind etwa 35 Prozent
Deutsche, natürlich wieder sehr viele Kroaten.
Man muß dabei sich immer vor Augen halten, daß

' die Volkszählung von den .Ungarn gemacht worden
ist, daß die ganze Intelligenz zu den Ungarn ge¬
rechnet wurde, und wenn jemand öffentlich an-
geftellt war, so wurde er überhaupt schlankweg als
Ungar gerechnet, .wenn er es auch nicht war. Ich
kenne die Sache ziemlich genau, weil ich bis weit
hinein'in die ungarischen Gebiete bekannt bin.

Präsident Dr. Dinghofer: Zum Worte hat
sich gemeldet der Herr Staatskanzler; ich erteile
ihm das Wort.

Staatskanzler Dr. Renner: Hohes Haus!
Ich habe gegen die Rückverweisung natürlich nichts
einzuwenden. Wir sind leider gezivungen, die Ver-
chandlungen in rasender Eile zu führen, die Herren
Abgeordneten sind einerseits durch ihre vielen Auf¬
gaben in ihren Wahlorten, andrerseits durch die.
Schwierigkeit der Verkehrsverhältnisse sehr schwer
in der Lage, unmittelbar mttzuarbeiten und jede
Vorlage in allen Stadien zu beurteilen. Dazu
kommt, daß der Zusammenhang der einzelnen Vor¬
lagen, wie zum Beispiel der Vorlage über das
Gebiet mit der Staatsbürgerschaftsvorlage, nicht
durchschaut wird, weil diese Vorlage noch nicht zur
Erörterung gekommen ist. Es ist daher klar, daß
das Haus eine ausreichende Information über den
Gegenstand schwer gewinnen kann.

Daß wir diese Gebiete auch volkswirtschaftlich
sehr notwendig brauchen würden, darüber ist wohl
kein Mensch im Zweifel.

Wir hätten nur ein einziges Gleiseanschluß¬
gebiet über Kirchberg nach Ungarn, eine Strecke von
27 Kilometern bis Güns. wo wir die anderen Ge¬
biete erschlossen hätten. Wir hatten es im Kriege
ohnehin unangenehm zu verspüren, daß wir diese Ge¬
biete nicht besessen haben. Die Preßburger Bahn'
wurde vom Lande Niederösterreich ja auch zu dem'
Zweck gebaut, um Lebensmittel nach Wien zu
bringen, kurz, mir haben alles gemacht, die natür¬
lichen Vorbedingungen sind vorhanden und der Wille
des deutschen Volkes in Westungarn ist ebenfalls
vorhanden. Die Deutschen Westungarns wollen zu
uns und daher müssen lvir alle Mittel anwenden,
wir müsien sie reklamieren, wenn wir sonst nichts
tun können. Ich wurde in Briefen auch ersucht, wir
mögen Flugschriften unten verbreiten. Ich wurde
ferner ersucht, ich möge bei dem „Verein für die
Deutschen in Westungarn", der in Wien in Döbling
besteht, vorsprechen, man. möge sich dieser Leute an¬
nehmen. Sie sind vielleicht noch etwas, zaghaft, sie
zögern, weit sie sich nicht heraustrauen. '(Abge¬
ordneter Denk: Sie fürchten die magyarische

Ich habe also gar nichts dagegen, ich finde
es in, Gegenteil ganz angemessen und würdig, daß
man die .Vorlage noch einmal den, Ausschüsse
zuweist. Ich bitte aber alle diejenige!,, die sich an
der Vorlage interessieren, sich rechtzeitig, schon
während der Ausschußverhandlungen durch die von
ihrer Partei in die Ausschüsse entsendeten Mitglieder
über die einzelnen Phasen der Verhandlung infor¬
mieren zu lassen, damit nicht das Schwergewicht
der Verhandlung hierher verlegt wird, sondern in
die Ausschüsse. Wir haben genau den umgekehrten
Fall von dem, was sein sollte. Ich bitte also, den
weiteren Verhandlungen im Ausschüsse die größte
Aufmerksamkeit zu widmen.

Knute!) Sie fürchten die magyarische Knute. und
das ist der Grund, warum sie sich nicht offen
heraustrauen. Ich bin aber gezwungen, dabei auf folgenden

Umstand auftnerksam zu machen: Wir brauchen die
Vorlage über das Gebiet unbedingt, weil wir nicht
administrieren können. Von der Gebietsoorlagc hängt
es ab, ob man die Steuern in dieses oder jenes
Steueramt zahlt, ob man bei diesem oder jenem
Gerächte sein Recht nimmt. Bald wird es davon
abhängen, ob man die deutschösterreichischen oder die
Ischecho-slowakischen Postmarken anwenden wird. Es
hängt vor allem davon ab, ob es gestattet ist,
Deutsche i» tschecho-slowakische Formationen einzu¬
beziehen oder nicht. Mir einem Worte, von der
Annahme dieser Vorlage hängt die Ordnung unserer
ganzen öffentlichrechtlichen Einrichtungen ab, und
deshalb muß ttotz der. Rückverweisung an de» Aus-

Ich kann niich daher aus den vorerwähnten
Gründen — es wäre überflüssig, des langen
darüber zu sprecheu, den gestellten Anträgen voll
und ganz anschließen. (Bravo! Bravo!)

Präsident Dr. Dinghofer: Zu einem
formellen Antrag hat sich der Herr Abgeordnete
Dr. Ellenbogen zum Worte gemeldet; ich erteile
ihm das W o r t.

Abgeordneter Dr. Ellenbogen: Mit Rück¬
sicht daraus, daß die Debatte immer klarer erweist,
daß die Frage unter uns durchaus nicht geklärt ist,
mit Rücksicht weiters darauf, daß es durchaus nicht
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schuß die Beschlußfassung möglichst bald erfolgen.
Ich bitte also, wenn der- Ausschuß die Sache

' berät, sie möglichst rasch zu Ende zu führen.

der äußeren Verhältnisse in den Ausschüssen not¬
wendig, sondern auch deshalb, um Zeit zu finden,
die Gegensätze, die sich hier zwischen der Staats¬
kanzlei und einem großen Teile des Plenums
ergeben haben, einigermaßen auszugleichen und die ,
traurige Situation vergessen zu lassen, in die wir
heute hier vor dem Auslande, mH dem wir Frieden
zu schließen haben, gestellt worden sind. Also von
dem entgegengesetzten Standpunkt wie der Herr
Staatskanzler stinune ich dem Anträge des Herrn
Abgeordneten Dr. Ellenbogen zu.

Präsident Dr. Dinghofer: Ich erteile dem
Herrn Abgeordneten Dr. Heilinger das Wort.

Abgeordneter Dr. Heilinger:. Unter diesen
Umständen verzichte ich auf das Wort.

Abgeordneter Neunteufel: Ich bitte um das
Wort zur formalen Geschästsbehandlimg. Ich habe über das Gesetz referiert. Selbst- !

verständlich ist damit auch die Staatscrklärung an
den Ausschuß znrückoerwiesen, denn die beiden
bilden ein organisches Ganzes, das eine kann ohne
das andere nicht bestehen.

Präsident Dr. Dinghofer: Der Herr Ab¬
geordnete Neunteufel hat das Wort.

Abgeordneter Neunteufel: Ich beantrage
Schluß der Debatte. Präsident Dr. Dinghofer: Ich bitte die

Plätze einzunehmeu. /
Es wurde der Antrag gestellt, 'daß der Bericht

des VersaffuugsausschuffeZ über das Gesetz und die
Staatserklärung über Umfang, Grenzen und Be¬
ziehungen des Staatsgebietes von Deutschösterreich
an den Ausschuß zurückverwiescn werde. Ich bitte
die Herren, welche mit diesem Anträge einverstanden
sind, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) ;
Der Antrag ist angenommen. (Rufe: Termin!) [
Ein Antrag ans Setzung eines' Termins' wurde j
mir nicht vorgelegt, infolgedessen kann ich über j
einen Tennin nicht ahstimmen taffen. ' '

Präsident Dr. Dinghofer: -Der Herr Ab¬
geordnete Neunteufel beantragt Schluß der
Debatte. Ich bitte die Herren, die für- Schluß der
Debatte sind, sich zn erheben. (Geschieht.) Schluß
der Debatte ist angenommen.

Zum Worte sind noch gemeldet die Herren
Abgeordneten Dr. Ellenbogen, Dr. v. Ober-
leithner, Dr. Schoepfer und Teufel. Ich bitte,
sich auf einen Generalredner zu einigen oder auf
das Wort zu verzichten. (Rufe: Wir verzichten!)
Die Herren verzichten auf das Wort. - Ich erteile
dem Herrn Berichterstatter das Schlußwort. Abgeordneter Hummer: Ich bitte um das j

Wort zur Geschäftsordnung. ’ i
Berichterstatter Kuranda: -Meine Herren!

Ich stimme dem formellen Antrag auf Rückver-
weisung an den Ausschuß zu, schon weil ich glaube,
daß ich vielleicht ein andermal in einer angenehmeren
Lage sein werde als in der heutigen, kaum benei¬
denswerten. Aber ich stimme dem Antrag mit einer
anderen Motivierung zu al«. der Herr Staars-
kanzler. Dieser meinte, wir brauchen diese Vorlage
notwendig, um alle möglichen Einrichtungen zu
treffen: Postmarken, Gerichte usw. Das scheint mir
nicht richtig, denn alle Staaten um uns haben
diese administrativen Einrichtungen und sie haben
sic mit viel größerer Raschheit und Intensität ge¬
troffen als wir, und zwar via facti, ohne gesetzliche
Bestimmungen über das Staatsgebiet zn haben.
Da dieses Gesetz eigentlich nur Vorstufen und Ab¬
stufungen von Transaktionen bei den Friedens-
Verhandlungen bilden soll, wie ja der Herr Staats¬
kanzler selbst gesagt hat, und da wir gerne auch
die Meinung des Staatssekretärs des Äußern oder
seines Stellvertreters hier hören würden, scheint. mir
diese Eile, die uns ans Herz gelegt wird, nicht gar
so notwendig zu sein. Und es' wäre auch eine
längere Verhandlung ini Ausschuß nicht bloß wegen

® ' Präsident Dr. Dinghofer: Der Herr Ab¬
geordnete Hummer hat das Wort.

Abgeordneter Hummer. Es ist außer
Zweifel, daß im Falle der Rückvermeisung der An¬
trag gestellt werden kann, dem Ausschüsse einen
Termin zu stellen. Ich stelle daher den Antrag,
es sei dein Ausschüsse eine vienmdzwanzigstündige'
Frist zu stelle:», und erlaube mir den weiteren
Antrag zu stellen, der Herr Präsident wolle diesen
Gegenstand auf die Tagesordnung der nächsten
Sitzung,- die Sanrstag stattzufinden hätte, stellen.

Berichterstatter Kuranda: Ich glaube, im
Namen sämtlicher Ausschußmitglieder zu sprechen,
wenn ich erkläre, daß die Einhaltung einer solchen
Frist -dem Ausschüsse mangels der nötigen Frequenz.
ganz unmöglich ist. Ich uny Herr d'Elvert waren
gestern die einzigen Mitglieder in» Ausschüsse. (Ab¬
geordneter Teufel: Dann sollen die Herren ihre
Mandate niedertegen'.) Das sagen Sie Ihren.
Parteigenossen, die Sie hilleingeschickt haben! Wir
waren drill! (Zmsrhunrnfe.) v
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Präsident Dr. Dinghofer: Ich bitte die
Plätze einzunehmen.

Staarsrat Fink: Hohe Nationalversamm¬
lung! Der Staatsrat legt Ihnen einen Gesetzentwurf,
betreffend die Übernahme der Staatsgewalt in den
Ländern, vor. Dieser Gesetzentwurf ist nur ein
provisorischer und wird nur insolange Geltung
haben, bis die seinerzeit neu zu wählende National¬
versammlung durch ein Rahmengesetz eine Landes¬
ordnung, eine Kreis-, Bezirks- und Gemeindeord-
nnng erlassen hat und die Angelegenheit dann in
den Landesversammlungen durch Beschluß geregelt
wird. _ Es ist also eine provisorische Verfügung für
eine Übergangszeit.

Der Herr Abgeordnete Hummer hat den
Antrag gestellt, daß der Verfaffungsansschuß beauf¬
tragt werde, binnen 24 Stunden einen neuen Be¬
richt vorzulegen und daß die nächste Sitzung mit
diesem Gegenstände auf der Tagesordnung am
Samstag stattfinde. Ich bitte diejenigen Herren, die
diesem Anträge zustimmen, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Der Antrag ist in der Minder¬
heit geblieben, also abgelehnt.

Wir kommen zum nächsten Gegenstände
der Tagesordnung, und zwar zum Berichte
des Verfassungsausschusses über das Grund¬
gesetz über die richterliche Gewalt und über
das Gesetz, betreffend die Staatsbürger¬
schaft.

Die wichtigsten Abänderungen gegen den bis¬
herigen Zustand bestehen darin, daß beabsichtigt ist,
die Doppclverwaltung in den Ländern aufzuheben
und eine einheitliche Verwaltung zu führen. Wenn ein¬
mal die definitiven Gesetze zustande gekommen sein
werden, so wird es in den Ländern nur Staats¬
beamte geben, die vvn der Landesregierung ernannt
sind, bezüglich deren aber der Landespräsident und
die Landesregierung dem Staate Deutschösterreich
verantwortlich fein werden. Während der Über¬
gangsperiode müssen wir noch die beiden Status:
politische Beamte und Landesbeamte beibehalten;
es ist nur vorgesehen, daß ein Landesamtsdirektor
über beiden Kategorien der Beamten steht. Im
übrigen wird also auch jetzt schon die Verwaltung
insofern vereinfacht, als es dem betreffenden
Landespräsidenten, beziehungsweise dem Landes¬
hauptmann sreisteht, gleichartige Agenden des einen
Gebietes der politischen Verwaltung oder der auto¬
nomen Verwaltung in gemeinsamen Beratungen er¬
ledigen zu lassen. Nachdem es nur eine provisorische
Verfügung und nur für eine kurze Übergangszeit
bestimmt ist, bitte ich das hohe Hans, diese Vor¬
lage anzunehmen.

In dieser Richtung liegt kein Bericht seitens
des betreffenden Ausschusses vor.

Wie ich höre, ist der Bericht nicht fertig
geworden. Infolgedessen stelle ich den Antrag,
daß diese beiden Gegenstände von der
Tagesordnung abgesetzt werden. Ich bitte die¬
jenigen Herren, welche mit der Absetzung dieser
Gegenstände von der Tagesordnung einverstanden
sind, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Der Antrag ist mit der nötigen Zweidrittelmajorität
angenommen.

Wir gelangen zum nächsten Gegenstand der
Tagesordnung, Bericht des Verwaltungs¬
ausschusses über das Gesetz, betreffend die
Übernahme der Staatsgewalt in den Län-
der'n. (5 der üe-ilaym.)

Auch hier muß ich eine Bemerkung inachen.
In der letzten Sitzung wurde die Vorlage des
Staatsrates über das Gesetz, betreffend die Über¬
nahme der Staatsgewalt in den Ländern dem Ver-
waltungsausschusse zugewiesen und der Bericht des
Ausschuffes aus die Tagesordnung der heutigen
Sitzung gestellt. Der Ausschuß kormte sich bisher
nicht konstituieren und war daher auch nicht in der
Lage, die Vorlage zu beraten. Mit Rücksicht auf
die Dringlichkeit der Gesetzwerdung der bezeichnten
Vorlage erlaube ich mir vorzuschlagen, diese
Gesetzesvorlage ohne Ausschußbericht in
zweiter Lesung in Verhandlung zu nehmen.

Präsident Dr. Dinghofer: Zum Worte
hat sich gemeldet der Herr Abgeordnete Freiherr
v. Hock:

Abgeordneter Freiherr v. Hock: Unser ver¬
ehrter Herr Präsident hat die Dringlichkeit der
Gesetzwerdung dieser Vorlage int Eingänge seiner
jetzigen Ausführungen festgeftellt. Ich anerkenne diese
Dringlichkeit nicht, habe aber trotzdenr keine Ein¬
wendung erhoben, weil ich einen unnötigen Zeit¬
verlust in diesen Debatten und in diesem Hause
nicht herbeiführen will. Ich habe mich aber dennoch
zum Worte gemeldet, weil ich die Gewissenspflichr
empfinde, gegen Vorschläge meine warnende Stimme
zu erheben, welche ich für unser neues Staats¬
wesen für verhängnisvoll halte.

Mit diesem Vorschläge soll allerdings kein
Präjudiz für die künftige geschäftsordnungsmäßige
Behandlung von Gesetzesvorlagen geschaffen werden.

Ist gegen diesen meinen Antrag eine Ein¬
wendung zu erheben? (Nach einer Pause.) Es ist
nicht der Fall; ich nehme daher an. daß die Herren
damit einverstanden sind.

Das, was da vorgeschlc^en wird, wird als
eine Beseitigung der Doppelverwaltung bezeichnet.
Ausgezeichnet! Jeder, der sich mit Verwaltung
beschäftigt hat, jeder, der die Verwaltung kennt,

Ich erteile zur Berichterstattung dem Herrn
Abgeordneten Fink das Wort.
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Ausdruck bringt. Es ist nicht einmal das primi-
tivste aller Mittel hier zum Ansdruck gebracht,
nämlich die Abberufung.

weiß ja, daß die österreichische.Doppelverwaltung,
1 das viel zitierte. Doppelgeleise, der Krebsschaden

war, der eine zweckniäßige Verwaltung verhindert,
der ungeheure Schwierigkeiten, Erschwerungen nach
allen Richtungen, Gegensätze hervorgerufen hat, in
der Tat einen raschen Fortschritt umuöglich machte.
Was ich aber mit aller Entschiedenheit bestreite, ist,
daß die Beseitigung der Doppelverwaltung, die
.Vereinigung der beiden Verwaltungen gerade auf
diesem Wege geschehen müßte. Meiner Überzeugung
nach würde in denselben Augenblick, wo es einen
Gegensatz zwischen staatlicher Verwaltung als kaiser¬
licher, obrigkeitlicher Verwaltung, als der Verwal¬
tung einer Oberschichte, eines engen Kreises be¬
stimmter, vielleicht sogar vorherbestimmter Persön¬
lichkeiten nicht mehr gibt, wo die Staatsgewalt ein
demokratisches Gemeinwesen ist, die richtige Lösung
dieses Gegensatzes darin bestehen, daß man die
demokratische Zentralgewalt eben wirklich als eine
Gewalt konstituiert, nicht aber als ein wesenloses
Schemen, als eine bloße moralische Autoritär ohne
wirkliche Gewalt der Anordnung und der Durch¬
führung.

Bekanntlich hatten wir in unseren österreichi¬
schen Gesetzen, auch in jenem über die Staats¬
gewalt, solche Abbernfnngs- und Auffichtsrechte
formuliert, aber selbst da, wo solche Bestimmungen
im Gesetze formuliert sind, waren sie nahezu wertlos,
weil sie kraft der Macht der Verhältnisse, kraft der
Verteilung der Macht, des Einfluffes, auch der
politischen Einflüsse, fast nie zur- Anwendung
kommen konnten.

Nun stellen Sic sich vor, daß der Staats¬
sekretär des Innern der neuen Regierung....
(Abgeordneter Dr. Redlich: Den Schraffl ab¬
setzen wird!) Ganz richtig! . . . den Herrn Landes¬
hauptmann Schraffl von Tirol jemals abzusetze«
auch nur im entferntesten in Aussicht nehmen wird?
Der jeweilige Landeshauptmann ist einfach souverän
und wir haben in dem großen Gemeinwesen, das
jetzt zu begründen unsere heilige Aufgabe ist. nichts ge¬
schaffen als eine wesenlose Zentralgewalt und eine
Reihe von vollständig souveränen Republiken.

Wir . hatten uns die Sache anders vorgestellr.
Wir hatten gedacht, in dem Zehnmillionenreich, in
dem so wesentlich kleineren neuen Vaterlande, das
wir besitzen, sei denn doch die Unterteilung nach
Ländern überhaupt entbehrlich geworden. Wir hatten
uns' gedacht, Landtage neben der Nationalversamm¬
lung hätten doch wirklich keine Berechtigung mehr. Man
stelle sich doch auch nur vor, wir haben dann als
Bestandteil des großen Deutschen Reiches die deutschen
Reichsgesetze, als Bestandteil von Deutschösterreich
— dieser unglückliche Name wäre wohl besser durch
einen anderen zu ersetzen, sagen wir vön Südost¬
deutschland — haben wir Staatsgesetze und sollen
jetzt außerdem noch eine dritte Kategorie von Gesetzen,
die Landesgesetze erhalten. Welche Verwirrung, welche
Kraftzersplitterung, welche Vergeudung von legisla¬
torischer Arbeit! Und warum? Früher waren die
Länder mit ihrer überkommenen Verfassung in ge¬
wissem Sinne vielleicht wertvoll, wenigstens vorn
nationalen Standpunkte aus wurden sie so anfge-
faßt, sie waren wertvolle Garantien gegen das
Überwuchern der Zentralgewalt. Heute, wo wir alle'
Deutsche sind, die züsammenarbeiten wollen, hat es
keine Berechtigung, daß das Land Oberösterreich
gegen Salzburg, das Land Tirol gegen Vorarlberg,
Niederösterreich gegen Südmähren oder die Sudeten-
länder sich durch eine eigene Administrative ab-
grenzen und abschütze». Wir dachten also: keine'

Meine hochverehrten Herren! Das, was uns
vorgeschlagen wird, ist folgendes: > Unter der Regie-
rmig stehen Landesvcrwaltuugen, an deren Spitze
überall gewählte Vertrauensmänner des betreffenden

. Landes sind, also Autoritäten, die in ihrem örtlich
größeren Bereiche viel stärker eingewurzelt sind als
did Zentralgewalt. Wohl steht in dieser Vorlage im
•§ :8 (liest):

„Die Landesregierung ist bei ihrer gesamten
Amtsführung an die 'Dienstesanweisung der deutsch¬
österreichischen Staatsregierung gebunden und dieser
verantwortlich."

Das klingt ja sehr hübsch und scheint in der
Tat bestimmt, Me. Vollziehung der Zentralgewalt
der Regierung zu sichern. In Wirklichkeit ist das
nichts-als eine höfliche Verbeugung, hinter der aber
gar keine Autorität steckt.

Mit,dem btvßen Befehl zum Gehorsam und
. mit einer bloßen theoretischen Verantwortlichkeit, die

sich in gar keinen unangenehmen und unerwünschten
Folgen zum Ausdrucke bnngt, ist eben gar nichts
getan.

; Die betreffenden Laudeshanptmänner, oder wie
»um sie mm heißen inag, werden diesen Paragra¬
phen höfllchjt zur Kenntnis nehmen, sie werden aber
unbedingt — von! Standpunkte einer Vorhersage
gebrauche ich das Wort „unbedingt" —, sie werden
ohne jeden Zweifel den Befehlen der Staatsgewalt,
wo ihnen diese unangenehm und unerwünscht sind,
einfach den Gehorsani verweigern. Eine Verant¬
wortlichkeit kann nicht geltend gemacht werden, weil
in diesem Gesetze absolut nichts darüber vorge¬
sehen ist, wie man diese Verantwortlichkeit, zum

Landesverwaltimgen mehr, keine Länder mehr, keine
Landesgeseye mehr und natürlich keine Landeshaupt¬
leute mehr — das wäre eine zweckmäßige Ein¬
teilung gewesen — wohl aber Kreise, nach der alten
vielfach wiederholten Erfahrung die zweckmäßigste
administrative Einheit, alle aber stehend unter einer
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stramm und straff regierten Zentralgewalt, einer
demokratischen Zentralgewalt des neuen Staates.

den wir oft in der „Wiener Zeitung" gelesen haben,
allerdings bei uns üblich gewesen und es hat die
Charakterisierung eines Beamten eine gewiffe dienft-
pragmatikalische Bedeutung und einen solchen Sinn
gehabt. Das ist aber sicher hier nicht in Anwendung
gekommen. Was also das Gesetz mit dem Ansdrucke
sagen will, diese Beamten hätten den Charakter von
Staatsbeamten, das ist kaum zu verstehen. (Ai-
geordneter Dr. Redlich: Im letzten Salze steht es!~)
Ja, wenn das im letzten Satze ohnedies steht, märe
es vielleicht an dieser Stelle überflüssig. gewesen.
Aber es ist eine alte Anslegungsregel, daß, wenn
etwas zweimal mit verschiedenen Worten gesagt
wird, es an beiden Orten eine verschiedene Be¬
deutung hat. Es ruft zum mindesten dieser Ausdruck
hier etwas Befremdendes und einen Zweifel hervor,
was vielleicht, besser zu vermeiden gewesen wäre.
(Abgeordneter Freiherr v. Pantz: Bczirksvcrwaltung!)
Von der Bezirksverwaltnng will ich gar nicht reden.
Daß die Bezirksverwaltung in derselben Weise Nach¬
folgen ' würde und daß in der' Bezirksverwaltnng
diese Übergabe, der . bisher staatlichen Verwaltung
an die gewählten Organe, nämlich an die Ver¬
trauensmänner der Bevölkerung, neben gewiffen Vor¬
teilen doch vom Standpunkte der einheitlichen Ver¬
waltung außerordentlich bedenkliche Konsequenzen auf¬
weisen müßte, das ist ja klar. Es hat sich heute schon in
Niederösterreich zugetragen, daß in einzelnen größeren
Orten, wie in Wiener Neustadt, in St. Pölten,
in Gmünd, die.dortigen Ortsbnrgermeister die Be-
zirkshnnptmänner höflich eingeladen haben, ihre
Amtsräume zu verlassen und die Leitung der Be¬
zirkshauptmannschaft übernommen haben. .(Ruf: Sie
amtieren nebeneinander!) Ich kenne die betreffenden
Herren zu wenig, um ein Urteil über ihre sonstigen
Vorzüge mir zu erlauben, aber das eine möchte ich
doch sagen, der Bczirkshauptmann muß doch eine
gewisse fachliche Qualifikation haben, eine gewiffe
Gesetzeskenntnis. (Abgeordneter Dr. Redlich: Er
ist doch Venoaltungsrichter!) Ja, er ist Verwaltungs-
richter und mit Fug und Recht ist daher vor¬
geschrieben, daß jeder politische Beamte, also auch
der Bezirkshauptmann, eine. praktische Prüfung in
der. politischen Geschäftsführung gemacht haben muß.
Er muß gewiffe fachliche Kenntnisse haben, die nicht
entbehrlich sind. Es geht ja doch Gott sei Dank in
der Verwaltung in Zukunft hoffentlich nicht so zu/
wie es hi einer galizischen Kreisstadt geschehen ist,
wo während des Krieges ein Gencralstabshauptmann
eines Tages erschienen ist, die Verwaltung über-
nonnnen und den depoffedierten Bezirkshauptmann
gefragt hat: Sagen Sie mir, wo haben Sie jetzt
das Reglement? Auf diese etwas überraschende Frage
hat sich der betreffende politische Beamte in seiner
Verlegenheit veranlaßt gesehen, aus eine Stellage
hinzuweisen, aus welcher das Reichsgesetzblatt und
die Landesgesetzblätter und vielleicht auch noch der

Man spricht von Vorteilen der Selbstverwaltung.
Wir kennen sie, die Vorteile der Selbstverwaltung.
Die staatliche Verwaltung und die Selbstverwaltung
sollen zusammeuarbeiten. Wir haben uns diese
Zusammenarbeit in der Weise vvrgeslellt, daß an
die Spitze jedes staatlichen Verwaltnngskörpers die
staatlichen demokratischen Beamten mit Vertrauens¬
männern» gewählt ans der Bevölkerung, stehen.
Diese Art der Zusantmenarbeit ist das Zweckmäßige/
Aber nicht die Art der Konstruktion, wie sie hier
vorgeschlagen wird, daß die autonome Verwaltung,
die ja denn doch — dos soll ganz ohne Gehässig¬
keit ausgesprochen sein, es liegt in der Natur der
Sache — immer eine parteimäßige ist und sein
muß, in allen Belangen den Staat durchdringt —
entschuldigen Sie auch den Ausdruck — durchseucht
md vergiftet.

Ich will nicht hervorheben, daß das Gesetz
auch in mancher Einzetbeziehnng wirklich nicht sehr-
glücklich ist. Es sind da Ausdrücke, die sich bei uns
längst in einer bestimmten Bedeutung eingelebt
haben, jetzt mit einer neuen Bedeutung versehen,
wieder gebraucht. Landesamtsdirektor, Landesrat.
Wir alle sind an diese Ausdrücke gewöhnt, wir ver¬
stehen darunter bestimmte Funktionäre. Und diese
Funktionäre, die diese Namen tragen, sollen jetzt
einen ganz anderen Amtsaustrag bekommen. Warum
das? Diese theoretische Herkunft der ganzen Vorlage
— der verehrte Herr Referent ist wahrscheinlich
dafür nicht verantwortlich -- läßt sich • an einer
sprachlichen Eigentümlichkeit deutlich erkennen. Wir
Österreicher sagen alle und überall für die Bezeich¬
nung des Jnstanzenzuges und ihre unteren Glieder
die „untergeordneten" Behörden. In den Lehrbüchern
des Staatsrechtes und Verwaltungsrechtes ist der
Ausdruck „nachgeordnet" üblich geworden. Ich möchte

' daraus, daß in dieser Vorlage das Wort „nach¬
geordnet," welches uns doch ganz fremd klingt,
gebraucht ist, den Schluß ziehen, daß der Verfasser
dieser Vorlage allerdings ein sehr gut unterrichteter
Fachmann ans dem Gebiete der Theorie, aber doch
nicht ein Fachmann aus dem Gebiete der Verwaltung
ist. Ich hebe weiters hervor, daß beispielsweise bezüglich
des Landesamtsdirektors auch gar tlicht feststeht, ob der
nun eine Art politischer Funktionär, das heißt eines
jener Organe ist, die dem Kreise der Gewählten ange¬
höre,i, oder aber ein Beamter ist. Das ist offen gelassen.

Es wird, dann gesagt, daß die Beamten sowohl
der ehemaligen Landesregierung imb der Staats¬
verwaltung als die Beamten der autonomen Ver¬
waltung, der Landesausschüffe, die zusammengewvrfen
werden sollen, den Charakter von Staatsbeamten
haben sollen. Auch das ist eitt Ausdruck, der wegen

' seiner Unklarheit in einem Gesetze kaum Vorkommen
sollte. Es ist der Ausdruck für Titel und Charakter,
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werden, für die keine bureaukratische Unterlage 6e*
stand. Man mußte eine Landesregierung einsetzen,
man mußte ihr die Fülle der Gewalt in die Hand
geben. Aus dir anderen Seite hat die Bureaukratie
in den einzelnen. Ländern während des Krieges das
Vertrauen der Bevölkerung allzusehr eingebüßt imd
wenn man eine wirksame^-Verwaltung wollte, so
mußte sie unter den Schutz und unter den Appell
der Erwählten des Volkes gestellt werden. Es war
also mit dem bisherigen Zustande ein Auslangen
überhaupt nicht zu finden. Drittens war die Doppel¬
verwaltung zu überwinden, die darin bestand, daß
auf der einen Seite eine Bureaukratie verwaltete,
auf der anderen Seite ein . Zweig der Volksver¬
tretung. Wenn man nun die Doppelverwaltitng über¬
winden will, so gibt es nur ein Aut-Aut, ein Ent¬
weder-Oder: entweder ganz bureaukratisieren oder
ganz autonomisiereu. Und da mußten wir uns, deui
Geist der Zeit entsprechend, für das letztere ent¬
scheiden, nämlich dort die Bolksregierimg einzu-
sühreu.

Mayerhofer, dieses berühmte' mehrbändige Handbuch
des Verwaltungsrechtes, gestanden sind. Darauf hat der
betreffende Generalstabshauptmann, der die Bezirks¬
hauptmannschaft zu übernehmen hatte und auch über¬
nommen hat, erklärt: Nun, missen Sie, das ist mir
ein Zu umständliches Reglement: künftig werden Sie
mich fragen, was Sie zu tun haben und ich werde
Ihnen schon das Richtige sagen. (Heiterkeit.) Ver¬
zeihet! Sie, daß ist vielleicht ganz vernünftig, aber
ich glaube nicht, daß Sie sich unsere Verwaltung
so vorstelleu, weil wir ja schließlich doch noch das

^ Gesetz mitschleppen. Es gibt Leute, die sagen, Ge¬
setze sind überflüssig, sic. sind mehr Plage als Wohl¬
tat. Das ist eine Ansicht, mit der man sich aus-
einandersctzcn kann, aber ich glaube nicht, daß es
nnsere Ansicht ist. Ich fürchte jedoch, wir pflichten
praktisch und in der Tat dieser Ansicht zu, wenn
wir die ganze Verwaltung bis in die äußersten
Spitzen und in - alle Ausläufer dem Laienelement
klipp und klar übergeben und nicht daran denken,
daß dazu doch Fachleute gehörete, die doch eine
Verantwortung dafür zu tragen haben. Nun muß man den ganzen Ernst des Problems

erkennen, wenn eine Bevölkerung, die bisher ge¬
wohnt war, sich regiereit zu lassen, auf einmal be¬
rufen wird, sich selbst zu regieren. Da besteht die
Gefahr, daß> ein solches Regime den Interessenten
preisgcgeben wird, daß die Gesetzlichkeit schwindet,
alle die Gefahren, die Herr Baron Hock angeführt
hat. 'Aber diesen Gefahren kann man begegnen, und
wenn wir Österreicher schon nur durch Übel und
durch Schaden lernen, so werden wir rasch ge¬
zwungen sein, dann eben zu lerne:, und die schon
längst fällige Verwaltungsreforin zu machen. Wir
utüsseu diese Verwaltuirgsrcform durchführen, müssen
aber dabei die Mittelstellen entlasten, müssen nns
eine ordentliche demokratische Lokalverwaltung schaffen
rmd müssen von unten herauf bauen, indem wir
eine allerdings demokratisch eingerichtete Kreisver-
ttetung schaffen, die mit bnrecmkrcmschei, Elementen ♦
arbeitet, müssen aber dann die Gesetzlichkeit der
Verwaltung auf andere Weise sicherstellen, als sie
bisher sichergestellt war.

Wenn ich alles das znsammenfaffe, so kann ich
nur sagen: Meine Worte werden nichts nützen;, die
großen Parteien entscheiden ja schon im. voraus,
was sonst durchaus vernünftig ist, und der Ausschuß,
der sonst in die Lage kvmtnt. solche Dinge vorzu-
beraten, war gar nicht beschlußfähig, so daß ich
auch dort nicht meine Bedenken Vorbringen konnte.
Ich kann daher nur sagest, Sic werden sicher diese
Vorlage annehmen rmd infolgedessen will ich gar
keinen Antrag stellen.. Aber ich will es für tneine
Person nicht ungesagt lassen: der Beschluß, den Sie
zu fassen im Begriffe stehen, bedeutet die Selbst-
entmanmmg der dcutschösterreichischen Regierung, be-
deutet ein Skopzentum der Nationalversammlung.

Präsident Dr. Dinghofer: Ich erteile dem
Herrn Staatskanzler Dr. Renner das Wort.

Staatskanzler Dr. Renner: Hohe National¬
versammlung? Die enifte Warnung, die von einetu
so genauer: Kenner der österreichischert Verwaltung
ausgeht, wie es Baron Hock ist, wird natürlich das

' Haus nicht unberührt lassen. Es ist zweifellos, daß
der Beschluß, die ganze staatliche Verwaltung in der
Mittelstelle zu autononrisieren und der Selbstregie¬
rung des Volkes zu unterstellen, von ernsten Folgen
sein muß und sein wird. Nur darf man bei dieser
Vorlage nicht vergesset:, daß sic ein Provisorium ist,
ein Provisorium, von denr ich erwarte, daß es im
neuen Staatswesen kein Definitivum ist, weil es
auch kein Definitivum sein kann. Aber wir haben
jetzt -in einer Zwangslage gehandelt. Wir konnten
nichts anderes. Zunächst mußte in Deutschböhmen
und im Sudetenland aus der Bevölkerung selbst
eine ganz autonome Verwaltung hervorgernfen

Nun könnte man sagen: Das ist doch
undenkbar. Was wird da geschehen? Jedes Land^
wird anders verwaltet werden, die einzelner,
Bearntcn werden willkürlich Vorgehen, es wird
keine Kontrolle sein, es wird sich Korruption ein-
schleichcn nsw. Wenn ich alles das höre, so denke
ich • lebhaft an den / letzterrungenen Zustand in
unserer Bureaukratie selbst. Dieser Zustand war der,
daß jede Statthalterei getan hat, was sie tvollte,
daß auf.wiederholte dringende Aufforderungen der
Zentralstellen von den Landesstellen gar keine'Ant¬
wort gegeben wurde, daß einfach Dienstvcrweigexung
stattgesunden hat. Wir haben nicht nur das gesehen,
sondern jede, einzelne Landcsstatthalterei har für,sich »
gewirtschaftet'. Und was das Kapitel der Korruption
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anbelaugt. so haben wir im allgemeinen die Empfin¬
dung, daß auch hier vieles anders geworden ist, als
cs früher bei der österreichischen Bureankratie war.
Es sind eben die Tatsachen so, daß das rein bnrcau-
kratische (System der Landesfürstlichkcit uns vor
diesen« Übel auch nicht bewahrt hat, daß wir also
andere Mittel suchen müssen. Und diese anderen
Mittel sind einstweilen eine durch alle Instanzen
durchgehende Verwaltungsrechtspflege, auf der anderen
Seite die innere Kontrolle, die mit einer wahr¬
haften Demokratie verbunden ist. Eine wahrhafte
Demokratie ist dem Übel nicht so ousgcsetzt wie eine
Scheindemokratie, welche etwa nach Art der unga¬
rischen Komitate eine Oberschichte unkontrolliert zur
Verwaltung aller Geschäfte beruft. Wenn in einer
Landesregierung das große, mittlere und kleine
Bürgertum, der größere und der kleinere Grundbesitz
und die Arbeiterklassen vertreten sein werden, wenn
ihre Interessen sich gegenseitig messen, wenn dabei
bei der allgemeinen Bedrängtheit aller, wie wir sie
nach dem Kriege haben werden, jeder gezwungen ist,
genau nach dem Rechtem zu sehen, so fürchte ich
weder die Korruption noch die Rechtsungleichheit;
denn innerhalb unseres Staatsgebietes werden wir
später, insbesondere wenn wir' eine vernünftige
Wahlordnung haben, sicherlich nicht so unendlich
viele, sondern höchstens drei oder vier Parteiformn-
tionen haben, welche durchaus durch das ganze
Staatsgebiet gehen, wo also eine Kollektivität der
Verantwortung hergestellt wird und wo sich alle
lokalen Velleitäten dadurch berichtigen, daß alle
Parteien im Parlamente beisammen sind und jede
unterdrückte Minderheit sofort auch im Parlamente
zum Worte kommt und von dieser Stelle aus alle
Unrichtigkeiten korrigiert werden können. Wir müssen
an die Demokratie glauben. An die Bureankratie
können wir nicht mehr glauben. (Beifall.) Wir
können nur daran glauben, daß die Demokratie Aus¬
gezeichnetes leisten wird, wenn sie von einer gut-
unterrichteten Bureaukratie unterstützt wird, und wir
können erwarten, daß sich die Bureaukratie eine
außerordentliche Tüchtigkeit erwerben und sich
überaus beliebt machen wird, wenn sie sich den
Interessen der Volksvertretring in allen ihren Stufen
zur Verfügrmg stellt. So, glaube ich, werden wir
herauskommen und dazu soll das ein erster Schritt
sein.. Ich hoffe, daß die Unglücksprophezeiung des
unmittelbaren Herrn Vorredners nicht zntreffen
wird. (Beifall.)

hat, beruhen eigentlich. auf dem alten Gegensätze:
Zentralismus und Autonomie. Es hat schon der
Herr Kanzler darauf hingewiesen, daß wir von
diesem alten bureaukratischen Zentralismus genug
haben und daß wir jedes andere Mittel beim Neu¬
aufbau versuchen, aber nur nicht auf dsese alte Ein¬
richtung wieder zurückgreifen werden. (Zustimmung.)

Wenn man sagt, daß in dem Moment, wo
das Volk von der obrigkeitlichen Regierung die
Verwaltung und Regierung selbst in die Hand
nimmt, vielleicht die Gefahr bestehe, ob das wohl
gut gemacht werde, so müßte das doch zu allererst
für den Staat, für das oberste Gebilde gelten, ob
man im Staate, in Deutschösterreich vom Volke
aus sich selbst ohne Obrigkeit gut regieren kann.
Wir haben durch einstimmigen Beschluß in der
letzten Sitzung konstatiert, daß wir zur Demokratie,
rzur Republik übergehen und daß das Volk sich selbst
ohne Obrigkeit regieren und verwalten soll. Nim
aber entspricht diesem Grundsätze wohl, daß man
das nicht bloß von oben aus macht, sondern, daß
man auch von unten zu bauen anfängt. Mir kommt
vor, wenn man den Zentralisnms so stramm durch¬
führen wollte, wie c§ uns Baron Hock vorgetragen
hat, so würden wir beim Dache zu bauen anfangen,
nicht aber beim Fundament. Wir müssen unten zu
bauen anfangen; schon in der Gemeinde muß man
selbstverwalten, im Bezirke, im Kreise und Lande
und wenn man, wie es in Aussicht genommen ist,
nach dem Proporz die ganzen Einrichtungen, die
ganzen Wahlen macht, so wie wir es-hier in dieser
Proporzvorlage schon haben, daß die Landes¬
regierung aus dem Landeshauptmann oder dem
Landespräsidenten und aus zwei bis vier nach dem
Proporz gewählten Landeshauptmann-Stellvertretern
oder Landespräsidenten-Stellvertretern gebildet wird,
so zeigt das schon, daß da nicht eine Alleinregie¬
rung irgendeiner politischen Partei in Aussicht ge¬
nommen ist, sondern daß alles das Volk mitmachen
muß. Ich getraue mich es ruhig anzunehmen, daß
eine Regierung durch das Volk immerhin der
bureaukratischen Regierung durch Beamte und
namentlich von einer Zentrale ans die Stange
halten wird. (Zustimmung.)

Es hat der Herr Baron Hock gesagt, er
würde wünschen, daß in jedem Lande die ganze
Verwaltung einen« staatlichen Beamten unterstellt
würde. Das wäre dann wieder so, wie es heute
bei den Statthaltereien gewesen ist, und man würde
nicht einmal in gewissen Sachen, die rein nur den
selbständigen Wirkungskreis, rein nur die Landes¬
kultur usw. betreffen, auch da nicht einmal die Be-
völkerung in der Landesgesetzgebung und -Verwaltung
nach den Darstellungen des Herrn Baron Hock
mitreden lassen, wenn das ganze nur von einen«
Beamten abhängig würde. (Abgeordneter Freiherr
». Hoch: Es ist eine ‘ganz überflüssige lnstan%}

Präsident Dr. Dinghofer: Zum Worte hat
sich niemand mehr gemeldet. Ich erkläre die
Debatte für geschlossen. Ich erteile das Wort
deni Herrn Berichterstatter.

Staatsrat Fink: Die Einwendungen, die der
Herr Baron Hock gegen die Vorlage vorgebrocht

11
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Ich bitte die" Herren, die das Gesetz samt
Titel und Eingang annehmen wollen, sich von dei,
Sitzen zu'erheben. (Geschieht.) Angenommen! .

das Lund und die Landesverwaiiung, ich will doch
eine Vereinfachung!) Das käme beinahe wieder aus
das hinaus, wie es bisher gewesen ist. Solche Posten
bei dem Statthaltcreien waren nicht etwa denijenigen
zugänglich, der durch sein besseres Wissen und
Können (Sehr richtig!) und durch seine ganze
Arbeit, die er geleistet hat, chafür geeignet gewesen

• wäre; von der Beamtenlaufbahn ans waren diese
Posten nicht etwa immer demjenigen zugänglich, der
am meisten geleistet hat, sondern unr wissen sehr
gut, daß solche Posten nur einem gewissen Stande
zugänglich waren, nur Grasen und höchstens' noch
Baronen waren sie zugänglich, anderen nicht.

Staatsrat Fink: Ich beantrage die so¬
fortige Vornahme der dritten Lesung.

Präsident Dr. Dinghofer: Der Herr j
-Berichterstatter beantragt die sofortige Vornnhnie
der dritten Lesung. Ich ersuche die Herren, die
diesem Anträge zustimmen, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Die sofortige Vornahme der
dritten Lesung ist mit der erforderlichen Zweidrittel¬
mehrheit angenommen.

Und wenn der andere, der Bürgerliche, es
auch in -seiner politischen Laufbahn bis zum Statt-
haltercivizcpräsidenten gebracht hat und iiberall ein
hervorragender Verwaltnngsbeamter war, so hat
man doch, wenn e§ sich um die Besetzung eines
Statthalterpostens gehandelt hat, einen Grafen oder
einen Baron genommen, wenn diese es auch in
ihrer politischen Laufbahn vielleicht nur bis zum
Bezirkshauptmanne gebracht haben. (Abgeordneter
Freiherr r. Hoch: Damit sind wir doch-Gott sei
Dank fertig!) Das ist eben dasjenige, was uns der
Herr Staatskanzler Dr. Renner gesagt hat, daß
wir vor dieser Verwaltung und diesen Einrichtungen
einen solchen Abscheu bekommen haben, daß wir es
ruhig in den Kauf nehmen, den Versuch zu machen,
daß sich die Bevölkerung selbst verwaltet, und zwar
schon von unten ans.

Wünscht der Her,' Berichterstatter zur dritten
Lesung eine Bemerkung zu machen? (Staaisrni
Fink: Nein!)

Dann bitte ich diejenigen, die das Gesetz auch
in dritter Lesung annehmen wollen, sich von den
Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das Gesetz, •
betreffend die Übernahme der Staats- I
gewalt in den Ländern (gleichlautend mit \
U der Beilagen), ist auch in dritter Lesung
angenommen und damit dieser Gegenstand erledigt.

Wir kommen zunr nächsten Gegenstand der :
Tagesordnung: Bericht über die Amnestie- i
Vorlage. Berichterstatter ist Herr Dr. Syl- 
vester.

Das,' was wir jetzt machen, ist ja nur ein
Hrovisonüm. Wir werden nur gewisse Agenden
den: Staate überlassen; man wird feststellen müssen,
daß zum Beispiel die Angelegenheiten der Post,
der • Eisenbahnen und verschiedene andere nur den
Staat betreffen und nicht vom Lande ans regiert
zu werden haben, weder politisch noch autonom.
Man wird eine ganze Masse Agenden so, wie man
cs im Jahre 1867 gemacht hat, dein Staate
Vorbehalten, was aber mit dem Lande eng ver¬
knüpft ist und mit den besonderen LnndeSver-
hältniffen zusammenhängt, das wird man zunächst
dem Lande überlassen. Man wird das durch
Beschlüsse gewählter Leute machen, die man ja auch
jederzeit wieder absetzen kann, wenn die Neuwahl
kommt, weil manauch da eine Kontrolle durch das
Volk hat, mtb wir hoffen, daß wir dabei besser
fahren werden als bisher." Ich empfehle Ihnen
deshalb die Annahme dieses Provisor',,uns. (Beifall
■und Händeklatschen.)

Staatsnotar Dr. Sylvester: Hohe National- j
Versammlung? Das schönste.Recht, das im Staats- >
wesen von' der höchsten Staatsgewalt ausgeübt . I
werden kann, ist daS Begnadigungsrecht, das Recht i
der Amnestie. •

Wenn jemand unter der Last des Urteils . j
zusammenbricht, so bleibt ihm noch die Hoffnung,
daß die höchste Staatsgewalt ihn, die Strafe,^
die verhängt worden ist, nachsehen werde. Bisher
wurde das Recht der Begnadigung und der Am¬
nestie in monarchischen Staaten von dem Mon¬
archen ausgeübt, in einer Republik muß die
Nationalversammlung oder der Staatsrnt das Recht
der Amnestie oder das Begnadigungsrecht ansüben.

Wir sind daher in der Lage, in dieser nnge-
hener schweren Zeit auch dieses Giiadcnrecht aus-
zuüben und erlauben uns, zunächst über die zivil-
strafrechtlich Verurteilten sowie über die eingeleiteteu
und über die ruhenden Strafakte den Mantel der
christlichen Liebe und der Vergessenheit zu breite».Präsident Dr. Dinghofer: Ich bitte, ineinc

Herren, die Plätze einzunehmen. Wir haben auch das militärische Strafwesen in.
Beratung gezogen und sind in analoger Weise auch
in der Lage,, über die militärischen Delikte einen
derartigen Antrag zu stellen. Überdies haben wir

Da kein Gegenantrag vorliegt, werde ich über
das ganze Gesetz nsw. über die Parcigraphe 1 bis 14
samt Titel und Eingang unter einem abstimmen
lassen. auch noch dem Staatssekretariat für Justiz die Be-
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willignng oder Ermächtigung gegeben, uns auch
einzelne, mit Rücksicht aus das jugendliche Alter,
mit Rücksicht auf die Familie oder mit Rücksicht
auf sonstige' Verhältnisse berücksichtiguugswürdige
Fälle zur Vornahme von Gnadenakten vvr-
zulegeu.

Abstimmung zri Beginn der heutigen Sitzung zu
bewilligen, daß die Gesetzesvvrlage über die Ab¬
lösung der Zinsgründc im Riescugebirge nnd die
Zinsgereutcgründe im Böhmerwalde heute auf die
Tagesordnung gestellt wird, obwohl noch keine
gedruckte Vorlage vorliegt. Deswegen erlaube ich
mir einige Worte einleitend zu bemerken.Was die zivilen Delikte anbelangt, so weise

ich nur darauf hin, daß in dem Antrag sämtliche
politischen Delikte enthalten sind. Außerdem haben
wir aber auch noch Aufstand und Auflauf cin-
bezvgen, weil ja gerade in dieser Zeit manche sich
Hinreißen lassen, an solchen Auftritten teilzunehmen,
die eine Begnadigung verdienen.

Meine Herren! Mit Rücksicht aus die neue
Zeit, die angebrochen ist, wird es ganz unmöglich
sein, daß wir in Österreich an einer Bodenreform,
an einer Agrarreform vorübergehen. (Zustimmung.)
Alle Staaten rüsten sich dazu und am Ende all
der großen Bewegungen ist eine Agrarreform ge¬
standen. Was ich Ihnen heute hier vorlege, ist ja
nur ein erster Schritt, es ist das Wegrämnen eines
alten Schuttes, der aus den großen Befrciungstaten
des Jahres 1781 unter Kaiser Josef und ans dem
Jahre 1848 übriggeblieben ist. Diese armen Leute,
welche im Böhmerwald nnd im Riesengebirge leben,
sind im Jahre 1848 ganz einfach um ihr Recht
gebracht worden. (Zustimmung.) Man hat ans
dem wohlerworbenen Rechte, welches sie ans der
Rodung der Gründe und ans der Arbeit für
sich erworben haben,, mit der Zeit eine Zeitpacht,
gemacht, hat die Zeitpacht immer mehr ein¬
geschränkt und die Folge davon war, daß die Leute
auswandern mußten, daß eine Depekorierung eintrat
nnd daß .die Ernährnng eine große Schädigung
erfahren hat.

Bezüglich der gewöhnlichen Delikte haben wir
das Ausmaß der Begnadigung auf Urteile bis zu
einem Monat und 500 K Geldstrafe ansgcmesseu
und bezüglich derjenigen Delikte, deren Verfolgung
infolge der Kriegseceignisse eingestellt oder unter¬
brochen worden ist, haben wir den Antrag auf
Delikte ausgedehnt, aus die zwei Jahre nicht über¬
steigende Freiheitsstrafen gesetzt waren, und zwar mit
Rücksicht darauf, daß ja der Verurteilte zur Dienst-
leistrmg in der gemeinsamen Wehrmacht, im Lcmd-

. sturm oder in der Landwehr verpflichtet gewesen ist
unb daß seine Arbeit draußen für die Volkswirt¬
schaft dringend notwendig gewesen ist.

Wir haben, endlich auch die Rechtsfolgen ein¬
begriffen, daß diejenigen, welche amnestiert werden,
wieder alle Rechte erlangen können und auch die
übrigen Rechtsfolgen nachgesehen werden. Ich
möchte daher die Herren bitten, diese Vorlage an-
znnehmen, weil Sie dadurch wirklich ein gutes
Werk tun nnd weil wir berufen sind,-, diese Gnaden¬
akte. die früher vorn Monarchen ausgeübt morden
sind, nunmehr als Ausfluß unserer Souveränität
aliszuüben. (Beifall.)

Seit mehr als 40 Jahren bemühen wir uns,
die unleidlichen Verhältnisse abznschaffen, nnd
endlich ist die Zeit hereingebrochen, wo dies
möglich ist. Wir haben bei den Besitzern dieser
Latistmdien wiederholt im Guten angefragt, aber
auch in der letzten Zeit sind Antworten gekommen,
jetzt im Kriege sei nicht die Zeit dazu, es wären
wichtigere Sachen zn tun, man müsse warten.

Unsere armen Krieger und Heimkehrer können
aber nicht mehr ivarten. (Beifall.) Aus diesem
Grunde wird in dein Gesetze vorgeschlageu,' die
zwangsweise Ablösung zu beschließen und einen
mäßigen .Übergangspreis in der Höhe des 25fachen
Katastralreinertrages festzusetzen. Der Schritt ist
äußerst dringend und ich bitte daher die Vorlage,
von der der Herr Vorsitzende bereits cnunziert hat,
daß sie Angewiesen ist, im Ausschüsse recht rasch zu
beschließen, damit wir sie hier in zweiter und dritter
Lesung annehmen können. (Lebhafter Beifall und
Händeklatschen.)

Präsident Dr. Dinghofer: Wünscht jemand
das Wort? (Niemand mehlet sich.) Es ist nicht
der Fall, ich erkläre die Debatte-für geschlossen.
Der Herr Berichterstatter hat auch nichts mehr zu
bemerken, wir kommen daher zur Abstimnmng und
ich bitte die Herren, die Plätze einzunehmen.

Ich bitte diejenigen Herren, welche der Vor¬
lage des Staatsrares hinsichtlich der Atnneftie An¬
stimmen, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Ist angenommen. Hiermit ist auch dieser Gegen¬
stand erledigt.

Es hat sich zum Worte gemeldet der Herr
Staatssekretär für Justiz Dr. Roller. Ich erteile
ihm das- Wort.

Präsident Dr. Dinghofer: Die Tages¬
ordnung ist erschöpft. Ich möchte alle Herren
dringlichst bitten, mit Rücksicht daraus, daß die
Berkehrsverhältnisse außerordentlich ungünstig sind
und es sehr schwierig ist, nach Wien zu kvnimen,

Staatssekretär für Justiz Dr. Roller: Meine
Herren! Sie batten die Freundlichkeit, durch Ihre
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Es ist auch schwer, Ihnen heute schon den
Termin der nächsten Sitzung bekanntzugeben, Ich
schlage . vor. daß sie anfangs nächster Woche statt¬
finden soll. Den genauen Termin sowie auch die
Tagesordnung werde ich schriftlich bekanntgeben.
Wenn keine Einwendung erfolgt (niemand meldet
sich), nehme ich an, daß die Herren einverstanden
sind und schließe die Sitzung.

was sich in den Verhandlungen der Ausschüsse
zeigt, so' daß eS notwendig' ist, die Ersatzmänner
für die Ausschüsse ehestens zu wählen, .möglichst
rasch eine Einigung zu erzielen und die Namen der¬
jenigen, welche als Ersatzmänner für die Ausschüsse
in Aussicht genommen sind, ehestens unserer Kanzlei
bekanntzugeben, damit die Wahl bereits in der
nächsten Sitzung stattfinden kann.

Schlutz der Sitzung: 6 Uhr 15 Minuten abends.

Staatsdruckerei. 1979719

www.parlament.gv.at




